
Liebe Ladies,
das Jahr 2008 hat es als feministisches Jubliäumsjahr in sich: 100 Jahre Ver-
einsgesetz, das sensationell für alle „Reichsangehörigen“ galt, will heißen:
auch für Frauen. Mit Inkrafttreten durften sie sich nun wie die Männer versam-
meln und sogar zu Wort melden. Leider haperte es auch dann noch mit dem
Zuhören durch sie selbsternannnten Herren der Schöpfung.
90 Jahre Wahlrecht - immerhin haben wir aktuell ein zu einem knappen Drittel
weibliches Parlament auf Bundesebene und eine Bundeskanzlerin. Ob wir
uns ab 2009 auch noch eine Bundespräsidentin gönnen, ist zumindest nicht
ausgeschlossen. Gut Ding will eben Weile haben.
Das gilt auch für die Gleichberechtigung. Am 1. Juli begehen wir die 50. Wieder-
kehr des Inkrafttretens unseres ersten Bundesgleichberechtigungsgesetzes.
Das bestimmte unter anderem, dass Ehemänner nicht länger das Arbeitsverhältnis
der ihnen angetrauten/anvertrauten/leibeigenen (?) Frauen beenden oder ein-
seitig Familienwohnsitz und Vornamen der Kinder festlegen durften.
Der Traum von einer US-amerikanischen Präsidentin ist gerade ausgeträumt.
Der demokratische Dreamboy heißt Barack Obama und wird als der erste
Afro-Amerikaner bezeichnet, der 2009 ins Weiße Haus einziehen könnte. Es
ist vielleicht ein wenig zu subtil, um nicht zu sagen: an den Haaren herbeige-
zogen, aber ich frage mich, ob er auch so kategorisiert würde, wenn er nicht
der Sohn eines schwarzen Vaters und einer weißen Mutter, sondern eines
weißen Vaters und einer schwarzen Mutter wäre.
In Deutschland tobt anders als in den USA noch kein Wahlkampf, denn das
Gezänk in der Großen Koalition kann man wohl kaum so bezeichnen. Stattdes-
sen erklärt Alice Schwarzer den ihrer Ansicht nach zu selbstverliebten, egozen-
trischen Alphamädchen den Krieg und beschimpft sie als Propagandistinnen
des Wellness-Feminismus. Dann setzt sie kurzerhand ihre designierte Nachfol-
gerin bei „Emma“, Lisa Ortgies, vor die Tür und begründet ihre Demonstration
des echten, wahren (Macht-)Feminismus damit, dass Frau Ortgies zuviel Fa-
milie um die Ohren und im Kopf gehabt habe –und wahrscheinlich nach Schwar-
zers Ansicht zu wenig solch störende Dinge ausblendenden Ur(alt-)Feminis-
mus. Schön wäre es doch, so mein Wunsch(traum), wenn wir Frauen im Ju-
biläumsjahr 2008 ein wenig weniger unsere Energien in Abgrenzung und se-
paratistische Identitätspolitik investieren und stattdessen alle Kräfte mobili-
sieren würden, um zum Beispiel Vorstände und Aufsichtsräte in der Wirtschaft
zu erobern, die Spitze der Medien, d.h. die Chefredaktionen zu okkupieren
und die bestdotierten Lehrstühle unserer Hochschulen zu kapern. Zu martia-
lisch formuliert? Nein, gar nicht. Gegen Gewalt gegen Frauen müssen wir
auch noch angehen, Zwangsheirat und Zwangsverschleierung inklusive. Ich
kann bei Letzterer auch nicht von der „Schönheit des orientalischen Schleiers“
schwärmen wie Christina von Braun, so lange der Schleier nicht als Schmuck
getragen wird, sondern zwangsweise als Schutz, weil die Jungs sonst offenbar
durchknallen. Also, liebe Ladies, wir haben noch reichlich Arbeit vor uns trotz
der Jubiläen - aber feiern sollten wir sie!
Herzlichst Ihre
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Praktikum beim LFR Berlin

� Selbstverständlich sollte es für
junge Frauen sein, sich aktiv mit
dem Thema Gleichberechtigung
auseinanderzusetzen. Eigentlich
tat ich dies schon seit meiner Ju-
gend und machte in erster Linie im
Alltag auf die Diskriminierung von
Mädchen und Frauen aufmerksam.
Jedoch konnte ich mit zahlreichen
geführten Diskussionen und dem
Schreiben von Leserbriefen nur sehr
wenig bewirken.
Mein Interesse am gesellschaft-
lichen Zusammenleben führte mich
im Herbst 2006 zu dem Studium
der Sozialwissenschaften an der
Universität Rostock. Um meine Se-
mesterferien nicht nur mit dem
Schreiben von Hausarbeiten zu ver-
bringen und Einblicke in vor allem
politische Frauenarbeit zu erlan-
gen, begab ich mich auf die Suche
nach einem Praktikumsplatz. Nach
längerer Internetrecherche stieß
ich auf die Homepage des Landes-
FrauenRates Berlin e.V. und be-
schloss, mich für ein Praktikum zu
bewerben. Fast sechs Wochen un-
terstützte ich im Februar und März
2008 die Geschäftsführerin Sabine
Röhrbein und erhielt viele interes-
sante und vor allem vielseitige
Einblicke in die Arbeit und die
Strukturen des Vereins. Ich nahm
teil an Vorstands- und Plenums-
sitzungen, half dem Verein bei der
Organisation für die Frauenmesse
und den Unternehmerinnen-Tag im
UCW am 8. März und lernte im
Laufe der Zeit viele engagierte
Frauen kennen.
Ich hoffe, mich auch in Zukunft im
Bereich der Frauenarbeit aktiv en-
gagieren zu können und glaube,
dass mein Studium aufgrund der
Vielseitigkeit eine gute Grundlage
dafür bildet. Ebenfalls für sehr wich-
tig empfinde ich es jedoch auch,
dass jede/r auf die alltäglichen zwi-
schenmenschlichen, beruflichen
und politischen Ungleichheiten
achtet und sich mit ihnen aktiv
auseinandersetzt.

Nora Kuhle im April 2008
Studentinnen, die sich für ein
Praktikum beim LFR interes-
sieren, können sich unter lfr-
berlin@berlin.de melden.
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� Vor 100 Jahren erhielten auch
Frauen das Recht, sich an politi-
schen Versammlungen zu beteiligen
und Mitglieder von Parteien zu wer-
den. Das im April 1908 verabschiede-
te Reichsvereinsgesetz machte es
möglich. Weitere zehn Jahre später,
im November 1918, folgte das Stimm-
recht für Frauen. In die Nationalver-
sammlung wurden erstmals 9,6 Pro-
zent Frauen gewählt. Diesen Anteil
erreichten sie übrigens erst wieder in
den 1980er Jahren.
An diese und viele andere Meilen-
steine der Gleichberechtigung von
Frauen und Männern erinnerte die
FDP-Politikerin und frühere Bundes-
justizministerin Sabine Leutheusser-
Schnarrenberger am 7. Mai in der
Deutschen Parlamentarischen Ge-

100 Jahre Frauen in der Politik

sellschaft. Im Rahmen des Empfangs
der FDP-Bundestagsfraktion wurde
auch das Archiv der deutschen Frau-
enbewegung vorgestellt, eine Stiftung
mit Sitz in Kassel. Am nordhessi-
schen Domizil lag es denn wohl auch,
dass sich Ex-Bundesfinanzminister
und Sozialdemokrat Hans Eichel
unter die zahlreichen Damen ge-
mischt hatte. Er und viele andere, die
LFR-Vorsitzende eingeschlossen,
erfuhren in fakten- und kenntnis-
reichem Vortrag, dass Annemarie
Renger 1972 nicht nur die erste deut-
sche Parlamentspräsidentin war, son-
dern mit ihr weltweit die erste Frau
an die Spitze einer gewählten Volks-
vertretung aufrückte. Eine Pikanterie
am Rande: Sie musste sich selbst
für das Amt vorschlagen. JvF

Position

Der LandesFrauenRat Berlin be-
grüßt, dass mit Gesine Schwan
nun auch eine Frau für das höchste
Amt im Staate kandidiert. Bei der
Präsidentin der Viadrina-Universität
in Frankfurt (Oder) handelt es sich
um eine profilierte und kompetente
Wissenschaftlerin und Politikerin.

Position

Zum Ende von radiomultikulti
Der LFR Berlin bedauert die drohen-
de Einstellung von radiomultikulti
außerordentlich. Diese in Deutsch-
land beinahe einzigartige Sendung
ist neben der TV-Sendung „Polylux“
erstes Opfer der wirtschaftlichen
Notlage des RBB. Ursächlich für
das 54 Millionen Euro-Defizit des
Senders sind die im Vergleich zu
anderen ARD-Anstalten überdurch-
schnittlichen Ertragsausfälle im Ge-
bührenaufkommen in Berlin und
Brandenburg. Das liegt an der hier
extrem hohen Anzahl von Haushal-
ten, die mit Hartz IV auskommen
müssen und daher von den Rund-
funkgebühren befreit sind. Deshalb
ist ein neues Gebührenverteilungs-
system innerhalb der ARD zwingend
erforderlich. So fatal die Schließung

des kleinsten RBB-Hörfunkpro-
gramms ist, Intendantin Dagmar
Reim sicherte zumindest zu, dass
Integration und Multikulturalität
künftig noch stärker als schon bis-
her zum Thema aller RBB-Program-
me gemacht werden sollen. Dies
begrüßt der LFR Berlin und hofft
zugleich, dass die auch weiterhin
bestehende finanzielle Schieflage
des Senders nicht zu weiteren Ein-
bußen in Vielfalt und Qualität des
RBB-Angebots führt. Allein die Ein-
stellung von radiomultikulti ist ein
herber Verlust in einer Stadt, die von
sich mit Stolz sagt, dass hier Men-
schen aus 190 Nationen ein Zuhau-
se haben.

Juliane von Friesen,
Vorsitzende LFR-Berlin

Zur „Brigitte“-Studie

� „Junge Frauen wollen Kinder haben
und Karriere machen, doch nur weni-
ge glauben, dass sich Job und Fami-
lie leicht vereinbaren lassen. Viele
junge Männer hingegen hängen nach
wie vor an einem traditionellen Rollen-
verständnis und schätzen Selbstbe-
wusstsein und Motivation von Frauen
falsch ein“, so der Einstieg eines Kom-
mentars von Marlies Brouwers im „Ge-
sellschaftter-Tagebuch“ am 29. April
zu der repräsentativen Studie „Frauen
auf dem Sprung“ der Zeitschrift „Bri-
gitte“. Brouwers weiter: „Die Ergeb-
nisse dieser Studie können uns nicht
wirklich überraschen: Frauen wollen
Kinder, Familie und Beruf gut unter
einen Hut bringen. Nur wird oft die
berufliche Karriere weniger durch ein
Kind als durch die ‚gläsernen Decke‘
abgebremst, gegen die leider Frauen
noch allzu oft prallen. Dennoch ist zu
beobachten, dass sich langsam Ris-
se bilden, und so können wir also hof-
fen, dass das Glas eines Tages zer-
springt; jedenfalls arbeiten wir fleißig
daran. Schließlich sind Mädchen die
besseren Schülerinnen, die besseren
Studentinnen, warum sollen sie also
nicht auch die kompetenteren Chefin-
nen sein.“ Sie bezieht sich auf einen
Beitrag über die Studie auf „Welt-On-
line“, der mit „Kinder, Karriere, Kon-
trolle“ überschrieben ist: Interessant
und neu ist das Wort ‚Kontrolle‘. Offen-
sichtlich übersetzen jetzt Männer so
das neue Selbstbewusstsein von Frau-
en, ihren Wunsch, auch in hochran-
gigen Positionen im Beruf Verantwor-
tungen zu übernehmen. Das spricht
für sich, das zeugt von uralten Männer-
ängsten gegenüber einer (über-)mäch-
tigen Frau und vielleicht auch davon,
genau diese, die Kontrolle, selber zu
verlieren.“
Internet: www.diegesellschafter.
de/tagebuch und www.brigitte.de

� Mieke Senftleben ist die neue Bun-
desvorsitzende der Liberalen Frauen.
Die Bundesmitgliederversammlung
wählte die Berliner FDP-Abgeordnete
im Mai in Berlin mit großer Mehrheit
an die Spitze der FDP-Frauenorgani-
sation. „Wenn eine Berlinerin an die
Bundesspitze frauenpolitischer Orga-
nisationen aufrückt, freut uns das im-
mer besonders“, gratulierte die LFR-

Vorsitzende Juliane von Friesen.
„Henry Ford sagte einmal sinnge-
mäß, dass eine Beförderung ein kon-
kretes Mittel sei, jemandem zu be-
scheinigen, wertvollster Mitspieler zu
sein. Nun sind sie die wertvollste Mit-
spielerin für die Sache der Frauen in
Ihrer Partei.“ Allerdings müssen sich
die Liberalen Frauen in Berlin jetzt
eine neue Vorsitzende suchen.

Gratulation an Mieke Senftleben
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� Traumpaare scheinen die „neuen
Paare“ zu sein – Helga Lukoschat
und Kathrin Walther stellten am 14.
Mai im dbb-Forum an der Friedrich-
straße die aktuelle Studie „Kinder und
Karrieren: Die neuen Paare“ vor. Nach-
dem die Europäische Akademie für
Frauen in Politik und Wirtschaft (EAF)
im Auftrag der Bertelsmann-Stiftung
vor zwei Jahren 500 Mütter in Führungs-
positionen interviewt und dabei fest-
gestellt hatte, dass diese mehrheitlich
mit partnerschaftsorientierten Män-
nern zusammen lebten, waren Paare
mit Kindern die Zielgruppe der Unter-
suchung 2007. Das Fazit könnte
heißen: „Mann bewegt sich doch!“
Die neuen Väter sind keine Fata Mor-
gana, es gibt sie wirklich. Nicht zu-
letzt deswegen sind auch die Väter-
monate innerhalb der Elternzeit ein
echter Renner, wie Bundesfamlienmi-
nisterin Ursula von der Leyen (CDU)
sichtlich erfreut feststellte. Sie be-
mängelte jedoch, dass die Suche
nach Babysittern und Haushaltshil-
fen, die sich Paare in Führungsposi-
tionen finanziell leisten können und
wollen, äußerst schwierig sei. Der

Markt der haushaltsnahen Dienstleis-
tungen sei bisher kaum entwickelt
und zudem völlig undurchsichtig. Mit
dem Thema wird sich auf ihre Initiative
hin das Bundeskabinett im Sommer
befassen.
Einige der hochqualifizierten und bei-
derseits berufstätigen Eltern nahmen
am Nachmittag an einer lebhaften
Diskussionsrunde teil, in der auch die
immer noch speziell für Väter wenig
familienorientierte Unternehmenskul-
tur zur Sprache kam. Gleichzeitig
wurde der Wille dieser Paare deutlich,
sich als „Trendsetter und Wegbereiter
für einen Mentalitätswechsel“ in den
Dienst der Operation „Familienfreund-
lichkeit in der Wirtschaft“ zu stellen.
Bei Bertelsmann ist man hier schon
weiter. Liz Mohn berichtete von den
Bertelsmann-Kindergärten mit zum
Teil durchgängigen Öffnungszeiten,
wo die Kleinen bereits ab zwei Jahren
spielerisch Englisch lernen können.
Dennoch hat keine der 120 weltweit
tätigen Chefsekretärinnen Kinder, wie
sie betrübt feststellte. Sie sei aber
sicher, dass sich das bald ändern
werde. Sie schloss ihr Statement mit

Neue Paare wollen Trendsetter sein
den Worten „Menschlichkeit gewinnt“.
Niemand widersprach.
Den größten Lacher des Tages ern-
tete jedoch die frühere TU-Professorin
und EAF-Gründerin Barbara Schaef-
fer-Hegel: Sie zitierte CDU-Mann
Wolfgang Schäuble. Der nicht als mili-
tant feministisch verschriene Bundes-
innenminister hatte tags zuvor im
Tagesspiegel-Interview gesagt: „Wenn
ich an die Männer meiner Generation
denke, dann war auch nicht jeder in
der CDU von einem neuen Frauenbild
begeistert … Wenn wir uns vor Augen
halten, dass viele Muslime zudem
aus rückständigen Teilen ihrer Her-
kunftsländer kommen, dann ahnt
man, wie schwierig diese Anpassung
ist. Aber es muss sein. Es ist uns
nicht erspart geblieben – und es bleibt
auch den türkischen Vätern und jun-
gen Männern nicht erspart. …Es wird
nicht einmal den Taliban in Afghanis-
tan erspart bleiben.“ Hinsichtlich der
Taliban schien Barbara Schaeffer-He-
gel vom Siegeszug der Frauenpower
noch nicht restlos überzeugt. Sonst
schon.

von Friesen

� Ausgangsfrage der Untersuchung
war, welche Erfolgsfaktoren und Hin-
dernisse ein solches Lebensmodell
markieren und welche Rahmenbe-
dingungen Politik und Wirtschaft
schaffen müssen, damit es künftig
mehr Paaren gelingt, ihren Wunsch
nach Kindern und beruflichem Erfolg
umzusetzen. Rund 1.200 Frauen
und Männer hat die EAF für die bis-
lang umfangreichste Untersuchung
dieser Art in Deutschland befragt.
Die Studie zeigt: Junge Mütter und
Väter können die Herausforderun-
gen moderner Lebens- und Erwerbs-
verhältnisse nur im partnerschaft-
lichen Miteinander und mithilfe unter-
stützender Infrastruktur wie Betreu-
ungs- und Dienstleistungsangebo-
ten schultern.
Einige Ergebnisse en detail:
D 75 Prozent der weiblichen und
79 Prozent der männlichen Führungs-
kräfte gaben an, dass ihr Verständ-
nis für Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter mit Familie gewachsen ist. Zwei

Informationen und Zahlen zur Studie
Drittel der Befragten setzen sich aktiv
für Familienfreundlichkeit und Chan-
cengleichheit in ihrem Arbeitsumfeld
ein. So gesehen sind Paare mit Dop-
pelkarriere und Kindern Multiplikato-
ren für eine familienfreundliche Unter-
nehmenskultur.
D Eine der wichtigsten Vorausset-
zungen für eine gelungene Vereinbar-
keit sind familienfreundliche Arbeits-
bedingungen. 98 Prozent der Befrag-
ten sind der Ansicht, dass Unterneh-
men sie durch flexible Handlungs-
spielräume von Lage, Dauer und Ver-
teilung der Arbeitszeit unterstützen
sollten. 91 Prozent halten Unterstüt-
zungsangebote der Unternehmen für
notwendig, die sich explizit an Väter
richten. Die entscheidende Barriere
liegt meist in einer anwesenheits-
orientierten Unternehmenskultur.
D 76 Prozent der Befragten streben
eine gleiche Rollenverteilung unter
den Partnern an und haben sich des-
halb bewusst für das Lebensmodell
„Doppelkarrierepaar“ entschieden. Für

sie ist charakteristisch, dass beide
Partner in der beruflichen und der
familiären Welt zu Hause sind, was
sich häufig stabilisierend auf die
Partnerschaft auswirkt. Insofern dient
eine ausgewogene Aufteilung der
familienbezogenen Tätigkeiten der
Zufriedenheit aller Beteiligten.
D Die Organisation der Kinderbe-
treuung und das Zeitmanagement
im Haushalt werden als die größte
Herausforderungen angesehen. Auch
wenn die Paare mit ihrem Lebens-
modell insgesamt sehr zufrieden
sind, ist die Hälfte der Mütter (56
Prozent) und Väter (47 Prozent) mit
der eigenen Work-Life-Balance un-
zufrieden und wünscht sich mehr
Zeit für die Familie.
Die vollständige Studie ist zum
Preis von 22 Euro im Buchhandel
erhältlich und kann auf www.
bertelsmann-stiftung.de (Publika-
tionen) bestellt werden, im Pres-
seportal ist eine kostenfreie Zu-
sammenfassung zu finden.
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� Ein Schreibtisch, mindestens drei-
fach überklebt mit gelben Notizzet-
teln? Gelbe Zettel immer zur Hand,
die sogar ihren Weg bis ins Brillenetui
finden? Von nun an Vergangenheit:
RBB-Hörfunkdirektorin Hannelore
Steer geht in Pension und hat ihrem
Nachfolger Christoph Singelnstein
nach eigenen Angaben höchstens
zwei oder drei gelbe Zettel hinterlas-
sen. „Alles andere ist abgearbeitet!“
sagte die resolute 65-Jährige, der man
ihr Alter wirklich nicht ansieht, am 29.
April im Haus des Rundfunks an der
Masurenallee. „Ich glaube eben immer
noch, dass schwarzer Kaffee schön
macht“, bekannte sie und erklärte da-
mit zugleich ihren immensen Konsum
kalten Kaffees im Büro.
„Hannelore Steer – geliebt, geschätzt,
gefeiert“ war auf Bannern und Mouse-
pads zu lesen in dem liebevoll von ih-
ren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
gestalteten Abschiedsfilm. Sie wurde
als „Dompteurin der Herzen“, „bime-
diale Mutter des RBB“ und immer

wieder als „Mutter der Kompanie“ gefei-
ert, die, wenn es Not tat, auch Schutz-
engel an ihre Leute verteilte. Etwas
schwerer als für Hannelore Steer wa-
ren die fünf Aufbaujahre, in denen aus
SFB und ORB der RBB wurde, wohl
für Fernsehdirektor Gabriel Heim. Er
war gezwungen, aus zwei Program-
men ein gemeinsames zu machen,
und das verbunden mit schmerzhaf-
ten Budgetkürzungen. So musste
sich der gebürtige Schweizer, dessen
Mutter vor den Nationalsozialisten
aus Berlin geflohen war, gefallen las-
sen, als „Sandmännchen-Mörder“ titu-
liert zu werden. Harte Konflikte und
zähe Kompromisse waren das tägli-
che Brot in den ersten „Flegeljahren“,
wie Heim selbst sie  bezeichnete. In-
tendantin Dagmar Reim würdigte sei-
ne Leistung mit großer Anerkennung
und dankte Gabriel Heim ebenso warm-
herzig, wie sie es zuvor schon bei
Hannelore Steer getan hatte. Sie ha-
be volles Verständnis, dass der nun
folgende Ruhestand der Entschleuni-

�  „Wir erfinden uns Stück für Stück
neu im zarten Alter von fünf Jahren
und brechen auf in die bimediale Zu-
kunft.“ Mit diesen optimistischen Wor-
ten gab RBB-Intendantin Dagmar
Reim am 7. Mai das Startzeichen für
das neue Sendestudio des Inforadio:
Auf 1.500 Quadratmetern gibt es jetzt
das vereinte Hörfunk- und Fernseh-
nachrichtenstudio. Das erfolgreichste
Nachrichtenstudio der ARD hat damit
eine voll digitale Sendeproduktion. Der
hochmoderne Sendekomplex ist im
fast 80 Jahre alten Haus des Rund-
funks entstanden. Der Regierende
Bürgermeister Klaus Wowereit war
ebenso wie sein Brandenburger
Amtskollege Matthias Platzeck sehr

Abschied beim RBB: Steer und Heim im Ruhestand

Start für neues RBB-Studio
überrascht, dass der Denkmalschutz
hier sozusagen über den eigenen
Schatten gesprungen ist.
Mindestens ebenso überrascht war
Dagmar Reim, als Wowereit sagte,
er wolle für sein Leben gern dem-
nächst zusammen mit den RBB-Mit-
arbeiterinnen und -Mitarbeitern eine
eigene Sendung gestalten. Dann gra-
tulierte er der Intendantin zur erfolg-
reichen Fusion der beiden früheren
Sender SFB und ORB. „Der RBB leis-
tet einen guten Beitrag, Berliner und
Brandenburger einander näher zu
bringen.“ Das fand auch Matthias Plat-
zeck, der sich als zuständig „für die
Notizen aus der Provinz“ erklärte. Er
outete sich als täglicher Hörer von

Inforadio „mindestens zwischen sie-
ben und acht Uhr.“ Für ihn als Minis-
terpräsident Brandenburgs sei vor
allem der hohe Regionalbezug des
RBB entscheidend. „Hier kommt die
Uckermark ebenso zum Zuge wie
Prignitz und Lausitz und das ist für
das Selbstverständnis der Branden-
burger sehr wichtig.“ Einig waren sich
beide Politiker darin, wie man eine
Geburtstagstorte anschneidet: Näm-
lich nicht in kleinen Teilen vom Rand,
sondern mit gekreuzten Messerklin-
gen diagonal und mittendurch. Stell-
vertretend für den LFR genoss Juliane
von Friesen das äußerst nahrhafte
Backwerk.

von Friesen

gung seines Lebens dienen solle.
David, der 15-jährige Sohn Gabriel
Heims, schien diese Aussage eher
anzuzweifeln. Dass der vielseitig be-
gabte Vater aber jetzt öfter seine
Kochkünste in den Dienst der Familie
stellen wollte, begrüßte er sichtlich.
Zu den Spezialitäten von Gabriel Heim
gehört ein Pilzrisotto, das offensicht-
lich schon zahlreiche Gäste der Ab-
schiedsfeier genossen hatten. Jeden-
falls erwähnte Dagmar Reim es aus-
drücklich und schloss nach einem Will-
kommen an Heim-Nachfolgerin Clau-
dia Nothelle und Steer-Nachfolger
Christoph Singelnstein mit einem
Wort John F. Kennedys, das einem
Appell gleichkam: „Wenn wir uns
einig sind, gibt es wenig, was wir nicht
tun können. Wenn wir uns uneinig
sind, gibt es nicht viel, was wir tun kön-
nen.“ Juliane von Friesen überreichte
Hannelore Steer und Gabriel Heim ein
rotes Notizbuch, damit immer etwas
zum Notieren da ist und sie zugleich
an den LFR erinnert werden.

Frauen und Medien
11. Juli 2008 14 Uhr

LFR Berlin und Frauenpolitischer Rat Land Brandenburg zu Gast beim rbb in Potsdam

Diskussion mit Dagmar Reim und Studioführung
Infos und Anmeldung: www.lfr-berlin.de und lfr-berlin@t-online.de
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Bilanz nach drei Jahren LFR-Arbeit
Rechenschaft und Vorstandswahl am 23. Juni 2008

� Der LandesFrauenRat
Berlin e.V. kommt am Mon-
tag, dem 23. Juni 2008, zu
seiner turnusmäßigen Vor-
standswahl im Konferenz-
saal des Unternehmerin-
nen- und Gründerinnenzen-
trums Charlottenburg-Wil-
mersdorf (UCW), Sigmarin-
ger Straße 1, zusammen.
Dabei wird der bisherige
Vorstand eine Bilanz seiner
Arbeit in der Wahlperiode
von 2005 bis 2008 ziehen und den
Delegierten der 45 Mitgliedsorganisa-
tionen seinen Rechenschaftsbericht
vorlegen. Zentraler Tagesordnungs-
punkt ist die Neuwahl des ehrenamt-
lichen Vorstandes: Dabei stellt sich
die bisherige Vorsitzende Juliane Frei-
frau von Friesen (Deutscher Juristin-
nenbund djb) der Wiederwahl – die
Satzung des LFR Berlin sieht vor,
dass die Vorsitzende nur ein einziges
Mal wiedergewählt werden kann. Die-
se Begrenzung gibt es für die übrigen
Vorstandsämter nicht. So wird die

kratischer Frauen (AsF) nominierte
SPD-Bundestagsabgeordnete Mecht-
hild Rawert kandidiert erneut für die
Wahl zu den Beisitzerinnen. Erst-
mals stellt sich Susanne Schroeder
(Deutscher Ärztinnenbund) zur Wahl
für das Amt der Schriftführerin. Als
Kandidatinnen für die Riege der drei
Beisitzerinnen kandidieren ebenfalls
zum ersten Mal Beate Sablottny (Frau-
envertretung Ver.di) und Dagmar Bro-
kamp (European Women´s Manage-
ment Development Network –
EWMD). Aus dem Vorstand scheiden
mit der Wahl die bisherige Schriftfüh-
rerin Heidemarie Gerstle (Frauenver-
tretung Ver.di) und die beiden bisheri-
gen Beisitzerinnen Barbara Faccani
(EWMD) und Angelika Tayfun (Tür-
kisch-Deutscher Frauenverein) aus.

LFR Berlin in den Gremien

Der LFR-Vorstand nahm regelmäßig
an der jährlich stattfindenden Konfe-
renz der Landesfrauenräte (KLFR) teil.
Bei der KLFR im September 2007 in
Aachen brachte der LFR Berlin erfolg-
reich zwei Anträge zu Frauen in den
Aufsichtsräten und in Führungsposi-
tionen ein (dokumentiert in „Wir Berli-
nerinnen“ Nr. 98, September 2007).
Zu den ostdeutschen Landesfrauen-
räten und besonders zum Frauenpoli-
tischen Rat Land Brandenburg beste-
hen enge Kontakte vor allem über
regelmäßige Treffen auf der Ebene der
Geschäftsführerinnen.
Der LFR Berlin vertritt seit der Grün-
dung im Januar 2005 die Interessen
seiner Mitgliedsorganisationen im
Frauenpolitischen Beirat der Senats-
frauenverwaltung. Diese Aufgabe
nahm bis zum Herbst 2007 Barbara

stellvertretende LFR-Vorsitzende Mar-
lies Brouwers (Katholischer Deut-
scher Frauenbund) ebenso zur Wie-
derwahl antreten wie Schatzmeisterin
Anneliese Wolf (Deutscher Frauen-
bund für alkoholfreie Kultur). Die von
der Arbeitsgemeinschaft sozialdemo-

Barbara Faccani scheidet nach neun
Jahren aus dem LFR-Vorstand aus.

Faccani und seitdem Anneliese Wolf
wahr. Dem Beirat gehören 17 Vertrete-
rinnen unterschiedlicher Organisatio-
nen und Institutionen an, von denen
14 stimmberechtigt sind, darunter
auch der LFR. Er soll die frauenpoliti-
sche und interkulturelle Fachkompe-
tenz in Berlin bündeln sowie als be-
ratendes Fachgremium Empfehlun-
gen zur senatsgeförderten Frauenpo-
litik aussprechen. Aus der soeben
vorgelegten Bilanz des Beirats geht
hervor, dass er zu Themen wie Anti-
Gewaltarbeit, Frauen und Sucht,
Frauen und Hartz IV seit seiner Grün-
dung insgesamt elf Beschlüsse ge-
fasst hat. Diese wurden mit unter-
schiedlichem Erfolg den als Adressa-
ten genannten Behörden und/oder
Institutionen mit einem Anschreiben
der Staatssekretärin für Frauen zuge-
sandt. Über seine Mitarbeit im Frau-
enpolitischen Beirat hat der LFR die
gleichstellungspolitische Debatte im
Land Berlin mitgeführt. Dazu gehörte
2006 die Beschäftigung mit dem Se-
natsbericht „Frauen in Berlin“. Dieser
Bericht ist dann sowohl im LFR-Vor-
stand als auch bei einer Mitgliederver-
sammlung vorgestellt worden.
Juliane von Friesen vertritt den LFR
Berlin in der Kommission für den Ber-
liner FreiwilligenPass (BFP), in der
VertreterInnen der Zivilgesellschaft
und des Senats die Gesamtsteuerung
des BFP übernehmen. Vorläufer der
Kommission war ein Arbeitskreis, der
den BFP modellhaft entwickelte und
erfolgreich als ein Instrument der An-
erkennungskultur von bürgerschaftli-
chem Engagement einrichtete. Die
2006 neu gebildete Kommission wird
den BFP weiter entwickeln. Der LFR

Der LFR-Vorstand 2005 bis
2008 (von links nach rechts):
Mechthild Rawert, Heidema-
rie Gerstle, Anneliese Wolf,
Angelika Tayfun, Juliane von
Friesen, Marlies Brouwers,
Barbara Faccani.
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hat den Freiwilligenpass mehrfach
thematisiert, als zuständiger Mitarbei-
ter der Senatsverwaltung für Integra-
tion, Arbeit und Soziales erläuterte
Hermann Wabelhorst dem LFR-Ple-
num Bedingungen und Chancen der
BFP-Vergabe.
Juliane von Friesen vertritt den LFR
Berlin ferner im 2007 neu struktu-
rierten Familienbeirat der Senatsver-
waltung für Bildung, Wissenschaft
und Forschung, der den Senat bera-
ten und ihm Impulse für familienpoliti-
sche Maßnahmen geben soll. Der
Beirat wird alle drei Jahre einen Be-
richt über die Situation der Familien
in Berlin herausgeben und berät regio-
nale Initiativen zur Förderung der Fa-
milienfreundlichkeit.

Der LFR Berlin und der Frauenpoliti-
sche Rat Land Brandenburg schlos-
sen zur Besetzung des gemeinsa-
men Sitzes im RBB-Rundfunkrat eine
Kooperationsvereinbarung. Darin ist
geregelt, dass das Vorschlagsrecht
für die Frauenvertreterin in dem Gre-
mium für jede Rundfunkrat-Periode
abwechselnd vom LFR Berlin und
dem Frauenpolitischen Rat wahrge-
nommen wird und der jeweils andere
dem Rundfunkrat einen Vorschlag für
die Wahl in den RBB-Verwaltungsrat
unterbreitet. Bei einem Treffen 2006
benannten beide Frauendachverbän-
de die LFR-Vorsitzende Juliane von
Friesen als Frauenvertreterin für den
RBB-Rundfunkrat in der Periode ab
1. Januar 2007, zuvor hatte die Bran-

denburgerin Friederike von Borstel
den Sitz inne, die jetzt dem RBB-Ver-
waltungsrat angehört.

Expertinnendatei

Bei einem Gespräch beider Vorstände
mit RBB-Intendantin Dagmar Reim im
vergangenen Jahr wurde die Idee für
eine Expertinnendatei geboren. Diese
soll dem RBB zur Verfügung gestellt
werden mit dem Ziel, verstärkt die
Existenz von Fachfrauen insbesonde-
re für naturwissenschaftliche und
technische Themen ins öffentliche
Bewusstsein zu rücken und damit
ihre Präsenz von Expertinnen in den
Medien, bei Fachforen und ähnlichen
Veranstaltungen spürbar zu erhöhen.
Ein erstes Paket mit rund drei Dut-
zend solcher Expertinnen wollen die
Vorstandsfrauen aus Berlin und Bran-
denburg beim Besuch der RBB-Stu-
dios in Potsdam am 11. Juli an Dag-
mar Reim übergeben. Fachfrauen ha-
ben zum Beispiel der Berliner Frauen-
bund 1945 und der Katholische Deut-
sche Frauenbund im Erzbistum Ber-
lin, aber auch das Frauenforschungs-,
bildungs- und informationszentrum
zugearbeitet. Die jetzt vorliegende Lis-
te der Expertinnen kann und soll künf-
tig noch ergänzt werden.

Mitgliedsorganisationen

Das breite Spektrum der Mitgliedsor-
ganisationen prägt den LFR Berlin als
Dachverband, der politisch, aber nicht
parteipolitisch,  überparteilich und über-
konfessionell die Interessenvertretung
von über 200.000 Berlinerinnen in
Politik, Wirtschaft und Gesellschaft
wahrnimmt. Ihm gehören Mitte 2008
insgesamt 45 Frauenverbände und

weiter auf Seite 8

Barbara John wurde 2007 mit der Louise-Schroeder-
Medaille geehrt. Der LFR hatte sie als Preisträgerin
vorgeschlagen. Juliane von Friesen und Marlies
Brouwers freuen sich mit der Ausgezeichneten
(oben). Bei der Premiere der Frauenmesse im UCW
2007 öffnete auch der LFR seine Räume (rechts)
und bot unter anderem eine Gesprächsrunde mit
der SPD-Bundestagsabgeordneten und LFR-Vor-
standsfrau Mechthild Rawert an (im Foto rechts),
Schatzmeisterin Anneliese Wolf (zweite von rechts)
begrüßte die Gäste.
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-organisationen an. In den Jahren 2005
und 2006 wurden drei Verbände neu
aufgenommen, Austritte waren in die-
sen Jahren nicht zu verzeichnen.
In der zweiten Jahreshälfte 2006 hat
der Vorstand verstärkt begonnen, Ver-
anstaltungen gemeinsam mit den Mit-
gliedsorganisationen anzubieten. So
konnten einerseits die Mitgliederver-
sammlungen noch abwechslungsrei-
cher gestaltet und andererseits weite-
re Veranstaltungen angeboten wer-
den. Hervorzuheben sind gemeinsame
Besuche mit dem KDFB und Mitglie-
derversammlungen zusammen mit
dem Deutschen Juristinnenbund, dem
Deutschen Staatsbürgerinnen-Ver-
band, dem Berliner Frauenbund 1945
sowie dem Ausschuss „Frauen im
Sport“ des Landessportbundes und
einzelnen Gleichstellungsbeauftrag-
ten in den Bezirken.
Um die Mitgliedsorganisationen bes-
ser zu vernetzen und ihnen eine Platt-
form für den Austausch zu bieten, hat
der LFR-Vorstand ein Treffen der Vor-
sitzenden und Präsidentinnen einge-
führt. Ein solches Treffen hat erstmals
2007 stattgefunden.

Schwerpunkte und Höhepunkte

Bestbesuchte Veranstaltung 2006
war das Forum zur Berlin-Wahl im Au-
gust im Rathaus Schöneberg. Nicht
nur zahlreiche Delegierte, sondern
auch an Politik interessierte Berline-
rinnen kamen zum Wahlforum, um
sich über die Programme und Vor-
stellungen der im Abgeordnetenhaus
vertretenen Parteien zur Frauen- und
Gleichstellungspolitik zu informieren.
Der LFR-Vorstand hat diese Veran-
staltung in mehreren Sitzungen vor-
bereitet und dabei eine Synopse der
Wahlprogramme erstellt. Auf Basis
dieser Synopse wurde ein Fragenka-
talog unter anderem zur Existenz-
sicherung und Erwerbstätigkeit von
Frauen, zu Geschlechtergerechtig-
keit und zum Landesgleichstellungs-
gesetz sowie zur Integrationspolitik,
zu Frauenhandel und Zwangsehen
erarbeitet, der beim Wahlforum als
Diskussionsgrundlage diente. Weite-
re Höhepunkte waren die Seminare

mit der Evangelischen Akademie zu
Berlin „Frauen kommen, aber wohin
geht die Macht?!“ (2006) und „Wert-
schöpfung durch Vielfalt: Diversity  –
Unternehmenskultur der Zukunft“
(2007), jeweils auf Schwanenwerder.
Beide markieren inhaltliche Schwer-
punkte der Arbeit der vergangenen
Jahre – den Themenkomplex „Frauen
und Wirtschaft“ und die Beschäftigung
mit dem Diversity-Prinzip. Im Ergeb-
nis hat der LFR Berlin im Frühjahr 2008
die Charta der Vielfalt unterzeichnet.
Über beide Seminare wurde in „Wir
Berlinerinnen“ ausführlich berichtet,
der Ausgabe im Dezember 2007 lag
eine Dokumentation der Beiträge der

Aufbauend unter anderem auf dem
Senatsbericht „Frauen in Berlin“ hat
der Senat ein Gleichstellungspoliti-
sches Rahmenprogramm (GRP) ent-
wickelt. Der LFR hat in diesem Pro-
zess Akzente gesetzt: Beim Plenum
im April 2007 stellte Staatssekretärin
Almuth Nehring-Venus auch die Vor-
bereitung des GRP dar. Im Nachgang
des Kongresses „Gleichstellung wei-
ter denken“ im November 2007, bei
dem der GRP-Entwurf vorgestellt wur-
de und an dem die LFR-Geschäfts-
führerin teilnahm, kritisierte der LFR-
Vorstand in einem Schreiben an die
Staatssekretärin, dass der LFR in die
Erarbeitung unzureichend eingebun-
den war, und forderte ausreichend Zeit
für eine Stellungnahme - auch einige
LFR-Mitgliedsorganisationen übten
ähnliche Kritik. Bei der Mitgliederver-
sammlung im Januar 2008 diskutierte
der LFR dann mit der Leiterin der
Abteilung Frauen- und Gleichstel-
lungspolitik der Senatsverwaltung für
Wirtschaft, Technologie und Frauen,
Helga Hentschel, den GRP-Entwurf.
Die Mitgliedsorganisationen waren
aufgefordert, hierzu ihre Stellungnah-
men einzubringen. Im Anschluss er-
arbeitete der LFR-Vorstand eine Stel-
lungnahme, die Ende Januar 2008 an
Frauensenator Harald Wolf ging und
in „Wir Berlinerinnen“ im März 2008
dokumentiert ist. Inzwischen ist das
GRP vom Senat verabschiedet und
im Rat der Bürgermeister zur Kennt-
nis genommen. Nun will der Senat
einen Masterplan mit konkreten Maß-
nahmen entwickeln, die die Gleich-
stellung im Land Berlin weiter beför-
dern sollen (vgl. auch Beitrag auf Sei-
te 15). Der LFR Berlin wird hier seine
Verantwortung wahrnehmen und den
Masterplan kritisch begleiten.

Öffentlichkeitsarbeit

Wichtiges Ziel ist seit 2006 die Ver-
besserung der Öffentlichkeitsarbeit,
insbesondere durch einen Relaunch
der Verbandspublikation „Wir Berline-
rinnen“ und den Neuaufbau der LFR-
Website. Neben der inhaltlichen Aus-
wahl und sachgerechten Bearbeitung
der Beiträge wurde auch das Layout
merklich übersichtlicher strukturiert.

Aktionsfahne zum 25. November vor
dem UCW.

Referentinnen und Referenten des
zweiten Seminars bei.
Zu den Höhepunkten der Mitglieder-
versammlungen 2007 zählten die Vor-
träge von Vertreterinnen und Vertre-
tern des Landes, darunter die Veran-
staltung zur beruflichen Bildung von
Frauen mit Margrit Zauner (Sen IAS),
der gut besuchte Gesprächsabend mit
Staatssekretärin Almuth Nehring-Ve-
nus (Sen WTF) und vor allem die De-
batte mit Staatssekretärin Monika
Helbig (Skz) zum Bürgerschaftlichen
Engagement. Im Jahr 2006 zog der
LFR erstmals vor dem UCW die Ak-
tionsfahne zum 25. November, dem
Tag „Nein zu Gewalt an Frauen“ auf.
Dies soll nun zur Tradition werden.

Bilanz nach drei Jahren LFR-Arbeit
Rechenschaft und Vorstandswahl am 23. Juni 2008
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Frauen und
Politik: Die Po-
litikwissenschaft-
lerin Claudia von
Gélieu ist vielen
Berlinerinnen
und Touristinnen
als Stadtführerin
bekannt. Zu-
sammen mit der
Historikerin Be-
ate Neubauer

bildet sie das „Frauentouren“-Duo,
das Führungen und Vorträge zur Frau-
engeschichte in Berlin und Branden-
burg anbietet. Jetzt hat sie sich einem
der wohl spannendsten Themenkom-
plexe zugewandt, die frauenbewegte
Frauen beschäftigen – der Genderfra-
ge in der Politik: Nach der geschei-
terten Revolution 1848 war es Frauen
fast überall in Deutschland untersagt,
sich politisch zu organisieren. Auch
wenn sie 1908 das Koalitionsrecht
und 1918 das Wahlrecht erkämpften,
wirkt dieser Ausschluss der Frauen
bis heute fort, so ihre These. Schließ-
lich wurden Parteien und Parlamente
von den Männern allein entwickelt und
so tun sich Frauen bis heute mit den
männlichen Strukturen von der Politik-
organisation bis hin zum Habitus des
Politikers schwer. Der mit zahlreichen
Zitaten von Zeitzeuginnen gespickte
Band vollzieht Erfolge und Niederla-
gen aus mehr als zweihundert Jahren
politischer Geschichte der Frauen
nach. Dabei ist dann aber auch klar:
Eine Kanzlerin macht eingefahrene
Strukturen noch lange nicht frauen-
freundlich(er). Insgesamt ein Muss für
politisch Interessierte, die auf der
Suche nach gendergerechten Formen
des politischen Dialogs sind.

Sabine Röhrbein
Claudia von Gélieu: Vom Politikver-
bot ins Kanzleramt. Ein hürdenreicher
Weg für Frauen. Lehmanns Media
Berlin 2008, 192 S., 12 Euro.

Liebeserklärung: Zum 100. Ge-
burtstag der Schweizer Schriftstelle-
rin Annemarie Schwarzenbach am 23.
Mai 2008 sind verschiedene Bücher
erschienen, darunter in der Edition
Ebersbach der schöne Band „Fast
eine Liebe“ von Alexandra Laviazzari.
In einem New Yorker Hotel lernen
sich im Juni 1940 die 23-jährige ame-
rikanische Schriftstellerin Carson
McCullers und die neun Jahre ältere
Schweizer Schriftstellerin Annemarie
Schwarzenbach kennen. Trotz unter-
schiedlicher Herkunft und Lebens-
situationen – Carson sieht mit viel Op-
timismus ihrer beginnenden Karriere
als Schriftstellerin entgegen, während
Annemarie, rastlos und zermürbt von
der unerwiderten Liebe zu Erika
Mann, durch ihren Drogen- und Alko-
holmissbrauch gezeichnet ist, be-
steht starke gegenseitige Anzie-
hungskraft zwischen den Frauen. Die
scheinbare Seelenverwandtschaft der
stets unerfüllte Beziehung endet
nach nur zwei Jahren mit dem tragi-
schen Tod Schwarzenbachs. Alexan-
dra Lavizzari beschreibt nicht nur die
Biografien der beiden sehr unter-
schiedlichen Frauen (ergänzt durch
zahlreiche Abbildungen), sondern
reflektiert auch eine Liebe zwischen
sich immer wieder zerschlagenden
Hoffnungen, verpassten Chancen und
der gegenseitigen Faszination zweier
Menschen, die aneinander vorbei-
lieben. Nora Kuhle
Alexandra Lavizzari: Fast eine Liebe.
Edition ebersbach Berlin 2007, 144
S., 18 Euro.
Frauen und Wirtschaft. Als Frauen
zu Beginn des 20. Jahrhunderts Zu-
gang zu Universitäten gewährt wurde,
studierten sie meist Fächer, die als
„weiblich“ galten. Inzwischen gibt es
aber mehr Studentinnen der Wirt-
schaftswissenschaften als etwa der
Germanistik. Was hat Frauen in den
zurückliegenden Jahrzehnten dazu

Die allseits positive Reaktion auf die
neue „Wir Berlinerinnen“ bestätigt den
Erfolg des Relaunchs. Zur Jubiläums-
ausgabe Nr. 100 im März 2008 wurden
noch einmal Layout und Typografie
leicht verändert. Anlass dafür war das
neue LFR-Logo und die neue Corpo-
rate Identity-Linie. Die Vorbereitungen

bewogen, sich den „männlichen“ Stu-
diengängen der BWL und VWL zuzu-
wenden? Das vorliegende, äußerst
interessante Buch, zeichnet den Weg
in historischer Perspektive nach:
Schon in der ersten Hälfte des 20. Jahr-
hunderts waren Frauen als Buchhalte-
rinnen und Kontoristinnen willkom-
men, aber betriebliche Führungsposi-
tionen und akademische Stellen blie-
ben Männern vorbehalten. Nach 1945
haben sich die Wirtschaftsstudien
und -berufe unterschiedlich entwickelt
– in der DDR erlebte der Bereich
(außer in Spitzenpositionen) eine aus-
geprägte Feminisierung, während sich
in der Bundesrepublik die Geschlech-
ter-Segregation erhielt. Allerdings ist
das Gefüge jetzt in Bewegung geraten
und Wirtschafts-
akademikerinnen
gelangen ver-
mehrt in Positio-
nen, die für sie
früher unerreich-
bar waren. Mit
ihrer zunehmen-
den Präsenz in
den wirtschaft-
lichen Fächern
haben Frauen die erste Hälfte des
Weges zurückgelegt. Hier ziehen die
Autorinnen in ihrer von der DFG ge-
föderten Studie Bilanz und wagen
einen vorsichtig optimistischen Aus-
blick, denn nach wie vor haben Grenz-
ziehungen zwischen den Geschlech-
tern auf dem Arbeitsmarkt Bedeutung
– wenn sie auch subtiler und weniger
legitimierbar sind als noch vor 100
Jahren. Ein nicht nur für Wirtschafts-
akademikerinnen empfehlenswerter
Band. Sabine Röhrbein
Andrea-Hilla Carl, Friederike Maier,
Dorothea Schmidt: Auf halbem Weg.
Die Studien- und Arbeitsmarktsitua-
tion von Ökonominnen im Wandel.
Edition sigma Berlin 2008, 187 S.,
15,90 Euro.

für den neuen Internet-Auftritt hat der
LFR-Vorstand im vierten Quartal 2006
begonnen. Im Anschluss wurden
durch die Webmasterin Simone Dall-
meier die technischen Schritte zur
Umsetzung des Konzepts in die
Wege geleitet, die LFR-Website war
im Sommer 2007 komplett neu aufge-

baut. Im Frühjahr 2008 wurde die Ge-
staltung mit dem neuen LFR-Logo ak-
tualisiert. Eine Schulung der Webbe-
auftragten interessierter Mitgliedsor-
ganisationen, die über einen Login
ihre Unterseiten selbst pflegen wollen,
fand Ende 2007 statt. Weitere Schu-
lungen sind nach Bedarf geplant.
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� Eine positive Bilanz haben die
Business and Professional Women
(BPW) Germany nach dem ersten
deutschen Equal Pay Day gezogen:
Bundesweit fanden mehr als 40 Ver-
anstaltungen mit über 3.000 Teilneh-
merinnen und Teilnehmern statt.
SPD, CDU und Grüne haben für Ver-
besserungen bei der Lohngleichheit
von Frauen und Männern plädiert und
Anträge und Anfragen im Bundestag
und auf Landesebene eingebracht.
Damit hat das Frauennetzwerk als
Initiator des Aktionstages die Debatte
um Lohngerechtigkeit in Deutschland
belebt. Für den BPW steht fest: „Wir
bleiben an dem Thema dran und wer-
den Wirtschaft und Politik drängen,
die gestern vorgestellten Maßnah-
menbündel in die Tat umzusetzen“,
erklärte BPW-Präsidentin Dr. Bettina
Schleicher.
Die überwältigende Resonanz, die der
Equal Pay Day gleich bei seiner Pre-
miere in Deutschland gefunden habe,
zeige, „wie sehr das Thema auf den
Nägeln brennt!“ so Schleicher. Dem

BPW seien die zahlreichen Gesprä-
che an dem Aktionstag wichtig gewe-
sen: „Damit endlich Bewegung in die
Sache kommt und alle – Politik, Wirt-
schaft und jede und jeder Einzelne –
dazu beiträgt, dass sich die seit Jah-
ren scheinbar eingerostete Gehalts-
schere endlich schließt.“ Bei den Ak-
tionen auf den Straßen hätten sich
viele Passanten überrascht und em-
pört gezeigt, dass Frauen in Deutsch-
land heute noch 22 Prozent weniger
verdienten als Männer. Diese Beo-
bachtung belegt auch eine Studie, die
das BMFSFJ anlässlich des Aktions-
tages veröffentlichte: Mehr als 90 Pro-
zent der Befragten stimmten zu, dass
Frauen und Männer selbstverständ-
lich gleich bezahlt werden sollten.
Neben politischen Maßnahmen, wie
der Abschaffung des Ehegattensplit-
tings und der Verbesserung der Kin-
derbetreuung, tritt der BPW Germany
für mehr Transparenz in den Unterneh-
men ein. „Wir regen eine Selbstver-
pflichtung an, damit die Unternehmen
nach schwedischem Vorbild regel-

mäßig die Gehälter ihrer männlichen
und weiblichen Mitarbeiter gegenüber-
stellen, um mögliche Benachteiligun-
gen aufdecken und gezielt beseitigen
zu können“, erläuterte Bettina Schlei-
cher. Auch an den Gerichten müsse
sich etwas bewegen, damit betroffene
Frauen eine Chance haben, ihre Be-
nachteiligung über Gutachten nach-
weisen zu lassen. „Unsere Initiative
hat hier bei der Umsetzung des All-
gemeinen Gleichbehandlungsgeset-
zes ein Defizit aufgezeigt“, so Schlei-
cher. Der Verband, eines der größten
und ältesten Berufsnetzwerke für
Frauen weltweit mit Beraterstatus
beim Europarat und den Vereinten
Nationen, werde seine Forderungen
weiterhin mit Nachdruck verfolgen.
„Zum Equal Pay Day 2009 müssen
wir einen Schritt weitergekommen
sein – nicht nur zum Wohle der Frau-
en, sondern auch und gerade, weil
Wirtschaft und Gesellschaft von einer
gerechteren Verteilung der Gehälter
profitieren!“

sbr

„Wir bleiben an dem Thema dran“
BPW zieht nach erstem Equal Pay Day positive Bilanz

� Das Theme „Gleicher Lohn für
gleiche Arbeit“ steht auch beim BPW
DACH Treffen vom 8. bis 10. August
2008 in Vorarlberg im Mittelpunkt. Bei
dem fünften Treffen der deutschspra-
chigen BPW Frauen aus Deutschland,
Österreich und der Schweiz soll die
im vergangenen Jahr von BPW Ger-
many begonnene Aktion „Rote Ta-
sche ausgeweitet werden.
„Noch immer verdienen Frauen weni-
ger als ihre männlichen Kollegen in
gleicher Position. Daher fordern wir
‚Frauen verdienen mehr!‘“, so Sylvia
Dillinger-Brigl, Präsidentin von BPW
Austria in ihrer Einladung. Um Frauen
bei dieser Forderung in ihrem Alltag
zu stärken, sind sechs Workshops
mit Expertinnen geplant, den Einstieg
ins Thema liefert eine hochkarätig
besetzte Podiumsdiskussion. „Da wir
bei diesem brisanten Thema auch die
Männer zur Umsetzung brauchen,
sind die männlichen Begleiter unserer
BPW Frauen herzlich eingeladen

ebenfalls an den Workshops teilzu-
nehmen. Der Workshop ‚Was kön-
nen Männer beitragen, um die Ein-
kommensschere zu schließen?‘ ist
eigens dafür eingerichtet, auch Män-
ner für dieses Thema zu sensibi-
lisieren und zur Mitarbeit anzuregen“,
betont Dillinger-Brigl.
An dem Wochenende sind zum Auf-
takt außerdem ein Candlelightdinner
und der gemeinsame Besuch der Bre-
genzer Festspiele (Aufführung der
Oper „Tosca) als der kultureller Höhe-
punkt des Treffens geplant.

sbr

Informationen und das Programm
des BPW DACH Treffens unter
dem Motto „Frauen verdienen
mehr“ finden Interessentinnen
auf www.bpw-germany.de und
www.bpw.at im Internet.

Gleicher Lohn ist Thema bei BPW-Treffen
Zahlenwerk

Die Erwerbstätigenquote bei Frau-
en zwischen 15 und 64 Jahren ist
nach Angaben von Eurostat von
58,7 (2001) auf 59,6 Prozent (2005)
gestiegen. Im Vergleich dazu sind
71,2 Prozent der Männer erwerbs-
tätig. An der europäischen Spitze
liegen die Frauen in Dänemark und
Schweden mit jeweils über 70 Pro-
zent. Auch die Lohnunterschiede
sind beträchtlich. Frauen verdienten
nach den Vergleichszahlen 2003
als Vollzeitbeschäftigte durch-
schnittlich 23 Prozent weniger als
Männer. Bezogen auf den Stun-
denlohn beträgt der Unterschied
gar 26 Prozent. Auch innerhalb
einer Berufsgruppe klaffen die
Verdienste auseinander. Nur ein
Beispiel: Chemikerinnen verdienen
pro Monat im Schnitt 850 Euro brut-
to weniger als ihre männlichen Kol-
legen.

Quelle: bundesregierung.de
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� Nein, die eindeutig in Unterzahl
befindlichen Männer liefen nicht
Amok. Vielmehr begleiteten sie ihre
zahlreich erschienenen und beinahe
ausnahmslos rot ausstaffierten Frau-
en, die zum 1. Equal Pay Day ins Rote
Rathaus geeilt waren. Dorthin hatte
Frauenstaatssekretärin Almuth Neh-
ring-Venus am 15. April eingeladen.
Mit dem internationalen Aktionstag,
der in Deutschland zum ersten Mal
begangen wurde und dessen Erken-
nungszeichen eine rote Tasche als
Symbol für das leere Portemonnaie
ist, soll auf die ungleiche Entlohnung
von Frauen und Männern aufmerksam
gemacht werden. Die Idee zu dieser
Initiative stammt aus den USA. In
Deutschland hat den Equal Pay Day
das Frauennetzwerk Business and
Professional Women (BPW) Germa-
ny eingeführt.
In der von Britta Elm (RBB) mode-
rierten Diskussion wurden dann auch
immer wieder die 22 Prozent ange-
prangert, die hierzulande Frauen im
Durchschnitt weniger verdienen als
Männer. Damit ist Deutschland zu-
sammen mit Zypern Schlusslicht in
der EU. Die Direktorin des Harriett-
Taylor-Mills-Instituts, FHW-Professo-
rin Friederike Maier, zählte die ökono-

mischen Ursachen auf, die übrigens
bereits Alice Salomon in ihrer Disser-
tation erforscht hat. Damit war sie
1906 die erste Ökonomin, die an der
Berliner Universität promovierte. Män-
ner, die in Unternehmen in Führungs-
positionen die Gehaltspolitik bestim-
men, und die vor allem Körperkraft be-
lohnende Arbeitsbewertung in Tarifver-
trägen wurden als die Hauptschuldi-
gen ausgemacht.
Aber, so BSR-Vorstandsvorsitzende
Vera Gäde-Butzlaff, auch Frauen
selbst würden häufig zu wenig Gehalt
einfordern. Sie, die in ihrer Spitzenpo-
sition in einer Männerdomäne selbst
eine Ausnahmeerscheinung ist, hatte
die Lacher auf ihrer Seite, als sie
sagte: „Auch wenn für die BSR alles
Männer auf der Straße sind, heißt das
doch nicht, dass sie nicht von einer
Frau geführt werden können.“
Mehr Führung durch Frauen, dafür
plädierte auch die SPD-Bundestags-
abgeordnete Mechthild Rawert. Des-
halb muss nach ihrer Auffassung drin-
gend ein Gleichstellungsgesetz für die
Privatwirtschaft auf den Weg gebracht
werden. Sie dämpfte die Erwartungen
der Zuhörerinnen jedoch umgehend,
indem sie einräumte, dass es ein sol-
ches Gesetz in der laufenden Legis-

laturperiode sicherlich nicht geben
werde.
BPW-Präsidentin Bettina Schleicher
war dennoch geradezu euphorisch ge-
stimmt. Sie verkündete, dass es bun-
desweit über 20 Veranstaltungen
zum 1. Equal Pay Day gegeben habe
und über zehn Millionen Menschen
wüssten nun, welche Bedeutung die
Rote Tasche habe. Deshalb über-
reichte sie auch gleich ein besonders
schickes Exemplar der Firma MCM
an Anke Domscheit (Microsoft), die
sich als Fan und ständige Trägerin
roter Taschen outete.
Und ein Mann profitierte besonders
von der Aktion „Rote Tasche“: Bitta
Elm gab zum besten, dass ihr Mann
bislang der festen Überzeugung ge-
wesen sei, der Equal Pay Day sei
der Tag, von dem an er in jedem Jahr
für sich und nicht mehr für das Finanz-
amt arbeiten müsste. „Ich habe ihm
diese Illusion geraubt. Sein Traumtag
kommt erst im Juni“, seufzte die RBB-
Moderation. Anne Wolf und Juliane
von Friesen, die zu Beginn die Grüße
des LFR Berlin übermittelt hatte,
seufzten stellvertretend für den LFR
mit und zogen bestens mit roten Ta-
schen ausstaffiert von dannen.

JvF

Männer sahen Rot im Roten Rathaus

� „Für die Wahl ihrer Berufsausübung
zahlen Frauen noch immer den höhe-
ren Preis durch einen geringeren Ver-
dienst. Auch bei Berufen, die auf den
ersten Blick weder frauen- noch män-
nerdominiert sind, hört der Verdienst
für Frauen dort auf, wo er für Männer
gerade beginnt. In Deutschland arbei-
ten Frauen zu 70 Prozent für Niedrig-
löhne und fast jede zweite in Teilzeit.
Treffen niedriges Entgelt und kurze
Teilzeit aufeinander, sind Frauen von
eigenständiger Existenzsicherung
meilenweit entfernt.“ Das ist der An-
satz der DGB-Kampagne „Ich bin
mehr wert!“, die am diesjährigen Inter-
nationalen Frauentag startete und ein
Jahr lang bis zum 8. März 2009 für
Entgleichgleichheit werben will.
„Bisher wurde die Entgeltdifferenz vor
allem damit begründet, dass die Bil-
dungschancen und auch Ausbildungs-

wege von Frauen zu geringer Qualifi-
zierung und damit schlechterer Be-
zahlung führen“, heißt es dazu im
DGB-Infobrief „Frau geht vor“ vom
Frühjahr 2008. Dieses Argument sei
inzwischen nicht mehr zu halten, da
junge Frauen und Mädchen mittler-
weile gleichwertige, wenn nicht sogar
bessere Bildungsabschlüsse vorwei-
sen würden als gleichaltrige Jungen.
„Als neues Argument kommt nun,
dass zunächst die Frage der Verein-
barkeit von Beruf und Familie zu
lösen sei, damit den Frauen bessere
Chancen im Berufsleben eröffnet wer-
den, in deren Folge sich dann auch
die Entgeltgleichheit quasi automa-
tisch einstellt.“ Zwar sei es richtig,
dass die Vereinbarkeit von Beruf und
Familie „ein wichtiges Thema ist, um
gleiche Chancen auf dem Arbeits-
markt zu verwirklichen, aber es ist

DGB-Kampagne 2008 bis 2009: „Ich bin mehr wert!“
auch so, dass es keinen Automatis-
mus gibt zwischen einer besseren
Vereinbarkeit und der dann sich auf-
hebenden Entgeltdifferenz. Im Gegen-
teil: Wir vertreten die Auffassung,
dass es ebenso wie beim Thema Ver-
einbarkeit oder in der Bildungspolitik
auch bei der Entgeltgleichheit zu
aktiven Maßnahmen kommen muss
von allen beteiligten Akteuren“, mei-
nen die DGB-Frauen.
Der erste Schritt zur Veränderung sei
das Aufdecken ungerechtfertigter,
verschiedener Maßstäbe für Frauen
im Arbeitsleben. „Daher wollen wir
zum einen zeigen, was alles schon
getan wird oder auch getan werden
kann. Zum anderen wollen wir Mög-
lichkeiten aufzeigen, wie Deutschland
zu einer abgestimmten Strategie in
dieser Frage kommen kann.“ sbr
Internet-Info: www.dgb-frauen.de
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Am 15. April wird in Deutschland
zum ersten Mal der Equal Pay Day
begangen. Der internationale Aktions-
tag macht auf die ungleiche Entloh-
nung von Männern und Frauen auf-
merksam. Brunhilde Raiser, Vorsit-
zende des Deutschen Frauenrates,
sagte aus diesem Anlass: „Frauen
verdienen weniger, weil sie Frauenar-
beiten verrichten, und Frauenarbeiten
werden geringer bezahlt, weil sie von
Frauen ausgeübt werden. Zu diesem
Zirkelschluss kamen die US-amerika-
nischen Sozialpsychologinnen Sha-
ron T. Shepela und Ann T. Viviano vor
gut zwanzig Jahren. Leider ist er heute
so aktuell wie damals: In der ge-
schlechtsspezifischen Aufteilung und
Bewertung von reproduktiver und
produktiver Arbeit konstituiert sie die

diskriminierende Geschlechterhierar-
chie täglich neu: Trotz gestiegener
Qualifikation von Frauen – wir alle wis-
sen: so eine gut ausbildete Frauen-
generation wie heute gab es noch nie
- trotz 50 Jahre Gleichberechtigungs-
gesetz, trotz beachtlicher Gleichbe-
rechtigungsgewinne, die wir auf vielen
Gebieten errungen haben. Um diese
anachronistische Gerechtigkeits-
lücke endlich zu schließen, brauchen
wir nicht noch mehr Girls’ Days oder
andere Ermutigungsprogramme für
das ‚Defizitmodell Frau’. Was wir brau-
chen, sind neue geschlechtergerech-
te Bewertungssysteme, wir brauchen
neue Tarifverträge für den Öffentlichen
Dienst und für die Privatwirtschaft, und
wir brauchen vor allem Gesetze: Das
Allgemeine Gleichstellungsgesetz

(AGG), für das sich der Deutsche
Frauenrat lange eingesetzt hat, zeigt
für manche Fälle von Entgeltdiskrimi-
nierung bereits Erfolge. Aber wir wol-
len mehr: Bereits seit 2002 fordert der
Deutsche Frauenrat ein Gesetz zur
Durchsetzung des Entgeltgleich-
heitsgebots, das unter anderem Tarif-
vertragsparteien und Unternehmen
verpflichtet, ihren Entgeltsystemen
diskriminierungsfreie Arbeitsbewer-
tungsverfahren und Arbeitsbewer-
tungen zugrunde zu legen. Und wir
bleiben bei unserer Forderung nach
einem Gleichstellungsgesetz in der
Privatwirtschaft. Denn wir erleben täg-
lich, dass freiwillige Verpflichtungen
zu nichts führen. Gesetze aber
durchaus,“ so die Vorsitzende der
Lobby der Frauen, Brunhilde Raiser.

Stellungnahme Deutscher Frauenrat (DF)

� Ein gesetzlicher Mindestlohn ist
notwendig – darüber waren sich Bun-
desarbeitsminister Olaf Scholz (SPD)
und der Vorstand des Deutschen
Frauenrates (DF) bei ihrem Treffen am
14. April einig. Einen Tag vor dem
ersten Equal-Pay-Day in Deutschland
war auch die Entgeltgleichheit zwi-
schen Frauen und Männern ein wich-
tiges Thema. Bundesminister Scholz
zeigte großes Interesse an den ent-
sprechenden DF-Aktivitäten.
Es gehe nicht an, dass für Frauen
unter Verweis auf ein hohes Einkom-
men des Partners Stundenlöhne von
4,50 Euro für zumutbar erklärt wür-
den, so Scholz. Die DF-Vertreterin-
nen betonten, dass die Hinhaltetaktik
sowohl der Wirtschaft als auch der
Politik im Bezug auf Entgeltgleichheit
und Mindestlöhne nicht hinnehmbar
sei. Scholz bat um „operationalisier-
bare“ Vorschläge, denn die Gesetze
für die Umsetzung der Entgeltgleich-
heit seien da. So verabredeten der
DF-Vorstand und der Arbeitsminister
Konsultationsgespräche zum Thema.

Weitere Themen

Kritische Nachfragen hatte der DF zu
den nachteiligen Auswirkungen der
Erhöhung des Rentenalters von Frau-

en, die die notwendigen Pflichtbei-
tragsjahre in den seltensten Fällen
erreichten. Hierauf erwiderte Scholz,
dass einige Nachteile für Frauen be-
seitigt worden sind, so zum Beispiel
durch die Anerkennung von Erzie-
hungszeiten als Beitragszeiten und
den Versorgungsausgleich nach Tren-
nung und Scheidung.

Nachbesserung bei
Nichtleistungsempfängerinnen

Unterschiedliche Positionen gab es
auch zum Thema Hartz-Reformen:
Der DF verwies auf den ersten Zwi-
schenbericht zur geschlechterspezi-
fischen Evaluierung von Hartz IV. Er
zeige, dass die im Vorfeld der Reform
befürchteten nachteiligen Auswirkun-
gen auf Frauen eingetreten seien. Die
verschärfte Anrechnung des Partner-
einkommens und die mangelhafte
Einbeziehung von Nichtleistungsem-
pfängerinnen in die Maßnahmen der
aktiven Arbeitsmarktpolitik habe die
Situation von Frauen deutlich ver-
schlechtert. Dem widersprach Bun-
desminister Scholz: Schon immer
seien beim Bezug von zusätzlichen
Mitteln aus Steuergeldern die in einer
Lebensgemeinschaft oder Ehe vor-
handenen Mittel berücksichtigt wor-

den, hier hätten die Hartz-Reformen
nichts grundlegend verändert. Aller-
dings sieht auch Scholz bei der Ein-
gliederung von Nichtleistungsempfä-
ngerinnen noch Verbesserungsbe-
darf. Zwar sei deren Anteil in den
Maßnahmen der aktiven Arbeits-
marktpolitik angewachsen, aber so-
wohl die Bundesagentur für Arbeit als
auch sein Ministerium strebten eine
weitere Steigerung an. Nach wie vor
sei aber der flächendeckende Ausbau
von Kindertageseinrichtungen, auch
solcher mit 24 Stunden Öffnungszei-
ten, eine unerlässliche Bedingung.
Ebenso kam das Thema Menschen-
handel bei diesem ersten Gespräch
zwischen dem DF und dem Bundes-
arbeitsminister zur Sprache. Der DF-
Vorstand beklagte unter anderem die
Weigerung der Bundesregierung, im
Zuwanderungsgesetz einen Rechts-
anspruch für Opfer von Menschen-
handel auf medizinische und thera-
peutische Hilfe einzuräumen. Bun-
desminister Scholz bat um Daten,
aus denen klar erkennbar werde, dass
trotz einer entsprechenden Verord-
nung seines Ministeriums die notwen-
dige medizinische und therapeuti-
sche Hilfe in vielen Fällen nicht ge-
währt werde. sbr

Hinhaltetaktik nicht hinnehmbar
DF-Gespräch mit Bundesarbeitsminister Olaf Scholz

Seite 12 Dokumentation 06/08



Wir Berlinerinnen

Rückenwind aus Europa?

� Ein Gleichstellungsgesetz für die
Privatwirtschaft hat die SPD-Europa-
abgeordnete Lissy Gröner zum ersten
Equal Pay Day in Deutschland gefor-
dert. „Ein Armutszeugnis, dass glei-
cher Lohn bei gleicher Arbeit auch
nach 100 Jahren noch nicht gelöst ist“,
so Gröner, die frauenpolitische Spre-
cherin der SPE-Fraktion im Europäi-
schen Parlament ist. Deutschland hat
europaweit die rote Laterne, wenn es
um die gleiche Entlohnung von glei-
cher Arbeit geht.  „Wie wollen Regie-
rungen und Arbeitgeber weiter recht-
fertigen, dass Frauen in Deutschland
durchschnittlich noch immer 22 Pro-
zent weniger verdienen als Männer
und der Anteil der weiblichen Manager
auf niedrigem Niveau stagniert?“ fragt
die Europaabgeordnete. „Es ist ein
Armutszeugnis für Deutschland, dass
im 21. Jahrhundert gute und oft sogar
besser ausgebildete Frauen weniger
verdienen als ihre männlichen Kolle-
gen“, betont sie. Die Initiativen zur
Gleichstellung von Frauen und Män-
nern hätten bisher wenig Erfolg ge-
zeigt. „Appelle und freiwillige Verein-
barungen stießen ins Leere. Ich for-
dere die Frauenministerin auf, endlich
zu handeln und mit einem Gesetz zur
Gleichstellung in der Privatwirtschaft
und durch Unterstützung eines ge-
setzlichen Mindestlohns gegen diese
Diskriminierung vorzugehen“, so
Lissy Gröner.

� Am 15. April beteiligen sich bundes-
weit Frauen und Männer am ersten
deutschen Equal Pay Day, dem inter-
nationalen Aktionstag für mehr Ent-
geltgerechtigkeit zwischen den Ge-
schlechtern. Entgeltdiskriminierung zu
beseitigen ist Pflicht und nicht nur Kür,
das ergibt sich sowohl aus dem EG-
Vertrag als auch aus nationalem
Recht. Trotz dieser eindeutigen Ver-
bote der Entgeltdiskriminierung, die in
Deutschland überwiegend seit mehr als
50 Jahren bestehen, sind die erhebli-
chen Einkommensunterschiede zwi-
schen Frauen und Männern immer
noch nicht beseitigt. Frauen verdienen
durchschnittlich 22 Prozent weniger
als Männer, europaweit sind es 15 Pro-
zent. Diese Einkommensunterschiede

zwischen den Geschlechtern sind in
Deutschland seit 1995 sogar um ein
Prozent angewachsen, während sie
sich europaweit um 2 Prozent verringert
haben. Deutschland liegt im EU-Ver-
gleich auf dem viertletzten Platz. Ar-
beitgeberverbände und Gewerkschaf-
ten als Tarifvertragsparteien, vor allem
aber die Arbeitgeber selber stehen den
Frauen gegenüber unverändert in der
Schuld, diesen skandalösen Zustand
endlich zu beenden. Doch auch die
Bundesregierung schöpft ihre Möglich-
keiten, die strukturelle Entgeltdiskri-
minierung zu beseitigen - zum Beispiel
durch die Verpflichtung der Wirtschaft
und der Tarifpartner zu einer diskrimi-
nierungsfreien Arbeitsbewertung -, bei
Weitem nicht aus; sie belässt es bei

gelegentlichen Aktionstagen, Förder-
programmen und verbalen Appellen an
die Wirtschaft und die Tarifpartner. „Die
Geduld der Frauen geht nun zu Ende“
erklärt Jutta Wagner, die Präsidentin
des Deutschen Juristinnenbundes
(djb). „Die Analyse der Entgeltdiskri-
minierung und ihrer Ursachen liegt vor,
auch die Schritte zur Abhilfe sind
entworfen und zur Diskussion gestellt.
Es fehlt jedoch an der entschlossenen
Kraft der Regierung, die trotz EG-ver-
traglicher Verpflichtung bisher im
Wesentlichen untätig geblieben ist.“
Der djb unterstützt daher den Aktions-
tag, der Politik und Wirtschaft die
diskriminierende und nicht länger hin-
nehmbare Entgeltsituation der Frauen
deutlich vor Augen führen soll.

Stellungnahme Deutscher Juristinnenbund (djb)

� Anlässlich des Equal Pay Day
erklärte Elke Ferner, MdB, die Bun-
desvorsitzende der Arbeitsgemein-
schaft Sozialdemokratischer Frauen
(ASF): „Nicht nur am 8. März, dem
Internationalen Frauentag, setzen
sich Frauen für ihre Rechte ein. Zu
gleichen Rechten gehört auch gleiche
Bezahlung und das Ende der Lohn-
diskriminierung von Frauen. Wir dan-
ken dem Frauennetzwerk Business
and Professional Women BPW Ger-
many, dass es zusammen mit ande-
ren in Deutschland mit dem ersten
so genannten Equal Pay Day mit
zahlreichen Veranstaltungen und
Aktionen und der Initiative ‚Rote
Tasche‘ das Problem in die Öffent-
lichkeit bringt. Wenn wir die Lohn-
schere zwischen Frauen und Män-
nern reduzieren wollen, brauchen wir
gleichen Lohn für gleichwertige Arbeit,
faire und Existenz sichernde Löhne
für gute Arbeit und diskriminierungs-

freie tarifliche Einordnung so genann-
ter typischer Frauenberufe genau so
wie die Umgestaltung des Ehegatten-
splittings und die Neuordnung der
Lohnsteuerklassen. All dies wirkt sich
darauf aus, was Frauen in der Tasche
bzw. auf dem Gehaltskonto haben.
Deshalb brauchen wir ein ganzes
Bündel von Maßnahmen, damit Frau-
en das bekommen, was sie verdie-
nen. So wird ihre Arbeit und ihre
Qualifikation anerkannt, so können
sie ihre Existenz sichern, für ihre
soziale Sicherung sorgen und fürs
Alter vorsorgen. Von der Bundes-
ministerin von der Leyen haben
Frauen außer viel Verständnis nichts
zu erwarten, denn konkrete Maß-
nahmen zur Gleichstellung von Frau-
en lassen immer noch auf sich
warten. Darum müssen die Frauen
sich selbst kümmern. Wie zum Bei-
spiel am Equal Pay Day. Die SPD
ist an ihrer Seite.“

AG sozialdemokratischer Frauen (ASF)

� Aus Anlass des „Equal Pay Day“
forderte die Vorsitzende des Gleich-
stellungsausschusses der CESI und
stellvertretende dbb-Bundesvorsit-
zende Kirsten Lühmann: „Aus Sicht
der CESI besteht dringender Hand-
lungsbedarf, um die nach wie vor be-
stehenden strukturellen Benachtei-

ligungen von Frauen abzubauen.“ Nur
eine gerechte Aufteilung von bezahlter
und unbezahlter Arbeit könne zu tat-
sächlicher Lohngleichheit führen.
Auch die Arbeitgeber seien gefordert,
Rahmenbedingungen zu schaffen, die
veränderte Familienmodelle und Ein-
kommensverteilungen ermöglichen.

Europäische Union unabhängiger Gewerkschaften
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� Die Schriftstellerin und  Journalistin
Ilse Deutschkron wurde am 17. April
2008 mit der Louise-Schroeder-Me-
daille geehrt. Die Auszeichnung über-
reichte Parlamentspräsident Walter
Momper (SPD) bei einer Feierstunde
im Abgeordnetenhaus. Die Schrift-
stellerin entstammt einer jüdischen
Familie, die während des NS-Regimes
untertauchte. Inge Deutschkron wurde
in dieser Zeit mit ihrer Mutter von Freun-
den versteckt. Sie  ist durch ihr Buch
„Ich trug den gelben Stern“ bekannt
geworden. Dieses Buch war für den
Leiter des Grips-Theaters, Volker Lud-
wig, Vorlage zu dem Theaterstück
„Ab morgen heißt Du Sarah“, das mit
ihrer Hilfe aufgeführt wurde. Ludwig
hielt auch die Laudatio und zeigte Sta-
tionen des Lebens von Ilse Deutsch-
kron auf.
Die Louise-Schroeder-Medaille wird
jährlich rund um den 2. April – dem
Geburtstag Louise Schroeders - durch
die Präsidentin oder den Präsidenten
des Abgeordnetenhauses verliehen.
Mit der Louise-Schroeder-Medaille

werden Persönlichkeiten oder Institu-
tionen geehrt, die dem persönlichen
und politischen Vermächtnis Louise
Schroeders in hervorragender Weise
Rechnung tragen und sich in beson-
derer Weise Verdienste um Demokra-
tie, Frieden, soziale Gerechtigkeit so-
wie die Gleichstellung von Männern
und Frauen erworben haben. „Ich
freue mich, dass die Louise-Schroe-
der-Medaille 2008 an Inge Deutsch-
kron verliehen wird“, erklärte Parla-
mentspräsident Momper. „Sie konnte
als junges Mädchen auf abenteuer-
liche Weise den Nazi-Schergen ent-
rinnen. Später, als Journalistin, hat
sie als Brückenbauerin zur Verbesse-
rung des Verhältnisses zwischen
Deutschland und Israel beigetragen.
Als Laudator ist niemand geeigneter
als Volker Ludwig, der Leiter des Ber-
liner Grips-Theaters: Durch sein Thea-
terstück ‚Ab morgen heißt Du Sarah‘
hat er ihre außergewöhnliche Lebens-
geschichte einer breiten Öffentlichkeit
bekannt und anschaulich gemacht.“
Mit der Auszeichnung folgt das Präsi-

Louise-Schroeder-Medaille für Inge Deutschkron

� Seit 25 Jahren setzt sich der Ver-
ein „Hilfe für ausländische Frauen und
Kinder e.V.“ für Mädchen und Frauen
nichtdeutscher Herkunft ein, bietet ih-
nen kompetente Beratung und Bei-
stand in kritischen Situationen und
wirbt mit kulturellen Veranstaltungen
für gegenseitiges Verständnis. Am
Freitag, dem 4. Juli 2008, feiert der
Verein, dem die LFR-Vorstandsfrau
Barbara Faccani vorsitzt, in der Fran-
zösischen Friedrichstadtkirche am
Gendarmenmarkt sein Jubiläum.
Fast 230.000 Mädchen und Frauen
aus aller Welt leben in Berlin. Viele
von ihnen wurden hier geboren, ka-
men als Arbeitskräfte oder fanden hier
Asyl. Vor allem Türkinnen, Kurdinnen
und Araberinnen waren durch den
krassen Wechsel ihrer Lebenswelten
Belastungen ausgesetzt. Einrichtun-
gen der evangelischen Kirche haben
Anfang der 1980er Jahre spezielle Be-
ratungs- und Betreuungsangebote für
sie entwickelt. Über den Verein Hilfe
für ausländische Frauen und Kinder,
der vor 25 Jahren im April 1983 ge-

gründet wurde, sind sie miteinander
verbunden. „Wir geben ihnen nicht nur
ideelle und materielle Unterstützung,
sondern bieten auch kompetente Be-
ratung und konkreten Beistand in
kritischen Situationen an, seien es
praktische Hilfen für den Alltag oder
auch Mitfinanzierung der unterschied-
lichen Angebote, die das Zusammen-
leben und die Integration fördern",
heißt es in der Einladung zur Jubilä-
umsfeier.
Dabei stehen unter dem Motto „Aus
aller Frauen Länder“ zwei Podiums-
gespräche auf dem Programm. Das
erste „Von der Zuzugssperre zum Zu-
wanderungsgesetz“ bestreiten Nele
Allenberg (Dienststelle des Bevoll-
mächtigten des Rates der EKD bei
der Bundesregierung und der EU),
Sonka Gerdes (Referentin im Bun-
desministeriums für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend), Sybille Rö-
seler (Referatsleiterin im Arbeitsstab
der Beauftragten der Bundesregierung
für Migration, Flüchtlinge und Integra-
tion) und Hanns Thomä, Beauftragter

dium des Abgeordnetenhauses dem
Vorschlag des Kuratoriums „Louise-
Schroeder-Medaille“.
Auch der LandesFrauenRat Berlin
hatte sich für Inge Deutschkron als
Preisträgerin ausgesprochen. „Als un-
beirrbare und unerschrockene Mahne-
rin hat sie vieles mit der einstigen Ber-
liner Bürgermeisterin gemeinsam. In-
dem sie sich für die ‚stillen Helden‘,
Menschen, die Juden gerettet haben,
einsetzt, steht sie in der Tradition von
Louise Schroeder, die sich besonders
um die ‚kleinen Leute‘ verdient ge-
macht hat“, heißt es in einem Schrei-
ben des LFR an das Kuratorium. Sie
habe sich in hervorragender Weise
Verdienste um Demokratie und Frie-
den erworben. „Zeit ihres Lebens tritt
sie für Menschenrechte und gegen
jegliche Form von Rassismus ein,
insbesondere jungen Menschen bringt
sie mit ihrem Werk die Unmensch-
lichkeit des NS-Regimes nahe.“

wolf/sbr

Verein feiert Silberjubiläum
für Migration und Integration der
Evangelischen Kirche Berlin-Branden-
burg-schlesische Oberlausitz. Die
Moderation übernimmt Barbara Fac-
cani. Im zweiten Podiumsgespräch
diskutieren Frau Bayam von Papatya
(Anonyme Kriseneinrichtung für junge
Migrantinnen), Sabine Dunckel von
Hînbun (Internationales Bildungs- und
Beratungszentrum für Frauen und
ihre Familien), Aliye Er von Ugrak
(Beratung-Kurse-Treffpunkt für Frauen
aus der Türkei) und Pigi Mourmouri
von To Spiti (Zentrum für griechische
Frauen und ihre Familien - Internatio-
nales Frauen- und Familienzentrum)
sowie Petra Reich (Interkulturelle Fa-
milienbildung Tiergarten - Trödel-Tee-
Stube) die Frage „Wie sieht es in der
Praxis der Projekte aus?“ Prof. Barba-
ra John moderiert. Für den musikali-
schen Rahmen sorgt die Pianistin
Anastasia Iliopoulou am Flügel. Die
Veranstaltung beginnt um 17 Uhr.

sbr
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� Das Gleichstellungspolitische
Rahmenprogramm (GRP) ist perfekt:
Der Berliner Senat hat es mit  Beteili-
gung des Rates der Bürgermeister
jetzt beschlossen. Die „Strategien für
ein geschlechtergerechtes Berlin“ sol-
len bis zum Ende der Legislaturperio-
de im Jahr 2011 gelten. Ziel des GRP
ist eine inhaltliche und strategische
Weiterentwicklung der Berliner Gleich-
stellungspolitik. Es soll die Debatte
um Geschlechtergerechtigkeit neu
beleben, sie mit aktuellen Fragen ver-
binden und die wichtigsten Hand-
lungsfelder der Genderpolitik bestim-
men. In Umsetzung des GRP soll sich
die Gleichstellung der Geschlechter
spürbar verbessern und Berlin fit ge-
macht werden für die Lösung gesell-
schaftlicher Probleme, die ohne die
Überwindung traditioneller Rollenste-
reotypen nicht wirksam zu bewältigen
sind. Darauf aufbauend soll nun ein
„Masterplan Gleichstellung“ mit kon-
kreten Maßnahmen und Aktionen
erstellt werden. Er soll sich stärker
als dies im Rahmenprogramm mög-
lich war mit dem Verhältnis der Ge-
schlechter beschäftigen.
Der LFR Berlin hat in einer Stellung-
nahme zum GRP-Entwurf, der Ende
2007 vorlag, eine umfangreiche Be-
wertung abgegeben. „Aktive Gleich-
stellungspolitik hat in der Politik des
Landes Berlin Tradition. Grundlage
des Gleichstellungspolitischen Rah-
menprogramms ist das Ziel, die
Gleichstellung der Geschlechter in
allen Lebensbereichen zu gewährleis-
ten und eine eigenständige Existenz-
sicherung von Frauen und Männern
zu ermöglichen“, heißt es eingangs
darin. „Insbesondere dem nachhal-
tigen Engagement vieler Frauen in
Vereinen, Verbänden und Parteien zur
gleichberechtigten Teilhabe von Frau-
en in allen Bereichen und auf allen
Ebenen ist es zu verdanken, dass
Berlin in der Gleichstellungspolitik
eine Vorreiterrolle einnimmt. Die bis
heute erzielten Erfolge beruhen auch
auf den in der Vergangenheit erfolgten
gesetzlichen Regelungen, zum Bei-
spiel zur Einsetzung von Frauen- und
Gleichstellungsbeauftragten, von Frau-
envertreterinnen sowie von Genderbe-

auftragten. Auch ihnen und allen
gleichstellungspolitisch Aktiven in der
Berliner Politik und Verwaltung ge-
bührt unser Dank“, würdigt der LFR
das jahrzehntelange Engagement für
die volle Gleichstellung von Frauen.
Gemeinsam mit anderen Frauenorga-
nisationen hat der LandesFrauenRat
Berlin das GRP als ein Steuerungs-
instrument für gleichstellungspoliti-
sche Ziele begrüßt. Verpflichten sich
alle Senatsverwaltungen zur Umset-
zung von Geschlechtergerechtigkeit,
erwartet der LFR, „dass die damit ein-
hergehenden Verpflichtungen auch
haushaltspolitisch verbindlich umge-
setzt werden. Unabdingbar ist, dass
der begonnene Prozess des Gender
Budgeting auf dieser Grundlage for-
ciert und stabilisiert wird“, heißt es.
Vier zentrale Herausforderungen bil-
den den Kern des GRP: Bei der vor-
schulischen und schulischen Bil-
dung, bei Hochschule, Fachkräfte-
mangel und Existenz sichernder Be-
schäftigung, dem demographischen
Wandel, der sozialen Gerechtigkeit
und der Integration ist eine gezielte
Politik zur Verbesserung der Rechte
und der Situation von Mädchen und
Frauen nötig. Der Senat erneuert mit
dem GRP die Bedeutung von Gender
Mainstreaming und Gender Budge-
ting für die Gleichstellungspolitik und
setzt sich das Ziel, diese Instrumente
noch konsequenter in der Berliner
Verwaltung anzuwenden.
Wichtigste organisatorische Neue-
rung ist jedoch die Einrichtung eines
Ausschusses „Gleichstellung“ auf
Staatssekretärsebene, der die Neu-
ausrichtung der Gleichstellungspolitik
steuern und koordinieren soll.
Einige Kritikpunkte der Berliner Frau-
enorganisationen am GRP-Entwurf
sind in der endgültigen Fassung po-
sitiv gewendet. Darauf macht auch Dr.
Eva Högl, die Vorsitzende der Arbeits-
gemeinschaft sozialdemokratischer
Frauen (ASF) aufmerksam. „Die An-
regungen der ASF, aber auch des
LandesFrauenRates und einzelner
Berliner Frauenverbände wurden teil-
weise aufgegriffen und haben das Pro-
gramm konkretisiert und verbessert“,
so ihr Kommentar für die Parteiinfor-

mation „Berliner Stimme“. Högl weiter:
„Es bleibt zu kritisieren, dass das Pro-
gramm vergleichsweise wenig formu-
liert zum Arbeitsmarkt und der Be-
schäftigung von Frauen sowie zu dem
Themenkomplex Wirtschaft und Finan-
zen. Nach Ansicht der ASF sind gera-
de diese Themen zentral für die Durch-
setzung der Gleichstellung von Frau-
en.“ Frauenpolitik habe in Berlin einen
hohen Stellenwert. Eigenständige und
aktive Frauen- und Gleichstellungs-
politik sei ein Markenzeichen Berliner
Politik und gehöre zu den wichtigen
Handlungsfeldern des Berliner Se-
nats. „Gleichwohl gibt es weiterhin
einen ernormen Handlungsbedarf,
denn auch in Berlin sind Frauen alles
andere als gleichgestellt in Wirt-
schaft, Politik und Gesellschaft. Bei-
spielhaft genannt: Gezielt verbessert
werden müssen die Beschäftigung
von Frauen, die Entlohnung und die
Qualität der Arbeit sowie die soziale
Sicherung. Und dringend erhöht wer-
den muss die Zahl von Frauen in Füh-
rungspositionen in Wirtschaft, Wis-
senschaft, Verwaltung und Politik“,
betont Högl. Die ASF hoffe jetzt ins-
gesamt auf eine engagierte und breite
Diskussion über die Berliner Gleich-
stellungspolitik nicht nur im Senat,
sondern auch im Abgeordnetenhaus,
in den Bezirken sowie mit den Frau-
enverbänden und Sozialpartnern.
Eine intensive Auseinandersetzung
über den zu erstellenden Masterplan
sei ebenso nötig wie über konkrete
Vorschläge zur Erreichung der im
Rahmenprogramm formulierten Ziele
zur Verbesserung der Lage der Frau-
en in Berlin.
Der LFR Berlin wird sich weiterhin an
der Debatte zum GRP und dem Mas-
terplan beteiligen. Die Mitgliedsorga-
nisationen sind aufgerufen, sich hier
einzubringen und aus ihrer Fachkom-
petenz heraus Vorschläge für die kon-
krete Umsetzung der im GRP be-
nannten Handlungsfelder zu entwik-
keln. Und: Der Senat ist gefordert, die
Hinweise aus den Frauenverbänden
aufzugreifen und das weitere strategi-
sche Vorgehen mit ihnen ernsthaft zu
diskutieren.

Sabine Röhrbein

Jetzt kommt der Masterplan
Senat und BürgermeisterInnen haben GRP beschlossen
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Neues aus dem UCW

Bilder im Treppenhaus
� Das Treppenhaus des UCW,
der Sitz des LFR Berlin in der Sig-
maringer Straße, wird zur Aus-
stellungshalle: „HOCHKunst 4“
nennt sich die Exposition mit Ar-
beiten der Kunstprojekte Platane
19 e. V., Sozialtherapeutisches
Wohnprojekt (Pro Seniore), Binger
Club Pinel gGmbH und des Kreativ-
bereichs der ajb Kreuzberg. Die
Vernissage fand Mitte Mai statt, bis
30. Juni ist die Exposition montags
bis freitags von 11 bis 19 Uhr zu
sehen.

Stressfrei leben
� Zum Workshop lädt „Stressless
Studioline“ am Samstag, dem 28.
Juni, ein. Dabei können sich die Teil-
nehmerinnen unter Anleitung von
Renate Stein in der Zeit von 10 bis
16 Uhr über vier Stresstypen infor-
mieren und nachspüren, was sie
ganz individuell stresst, wie das
eigene Leben ohne Stress ausse-
hen könnte und wie sie mit persön-
lichen Stressmomenten umgehen
können. „Stressless Studioline“ ist
im UCW in der ersten Etage zu
finden. Infos zur Veranstaltung
unter 86 20 13 70.

Bald neue Website
� Unter dem Motto „Gemeinsam
statt einsam“ schaffen Frauen für
sich und andere im UCW Arbeits-
plätze. Architektinnen, Büromana-
gerinnen, Dolmetscherinnen, Heil-
praktikerinnen, Juristinnen, Künst-
lerinnen, Stadtführerinnen, Finanz-
beraterinnen und viele mehr bieten
ihre Dienstleistungen im UCW an,
in dem auch der LFR Berlin seine
Geschäftsstelle hat. Zur Zeit wird
der Internet-Auftritt des Zentrums
neu gestaltet. Die neue Homepage
wird voraussichtlich Anfang Juli frei
geschaltet. Infos erhalten Interes-
senten bis dahin bei  der UCW-Ko-
ordinatorin Bea Königs per Mail an
info@ucw-berlin.de oder unter 86
31 31 83.

Internet: www.lfr-berlin.de und
www.ucw-berlin.de

� Die Technische Universität (TU)
Berlin wurde Ende Mai mit dem „Total
E-Quality-Prädikat“ ausgezeichnet.
Besonders hervorgehoben wurden da-
bei das Gender Controlling-Konzept
und die Maßnahmen im Rahmen der
Qualitätsmanagementoffensive in der
Lehre. Das Prädikat wurde für zu-
nächst drei Jahre verliehen. Über-
reicht werden die Urkunden von der
Vorstandsvorsitzenden von TOTAL E-
QUALITY Deutschland e. V. und als
Unternehmerin des Jahres ausge-
zeichneten Eva Maria Roer.
Insgesamt 40 Mal wurde die Aus-
zeichnung in diesem Jahr bundesweit
an Organisationen und Institutionen
für beispielhaftes Handeln im Sinne
einer an Chancengleichheit ausge-
richteten Personalführung vergeben,
darunter an 15 Wissenschaftseinrich-
tungen. Als nationale und internatio-
nal starke Forschungs- und Bildungs-

� Die Freie Universität Berlin und
die Technische Fachhochschule Ber-
lin gehören zu den ausgezeichneten
Hochschulen beim Wettbewerb „Fa-
milie in der Hochschule“. Der Beauf-
tragte der Bundesregierung für die
neuen Länder, Bundesminister Wolf-
gang Tiefensee (SPD), hat kürzlich
mit seinen Projektpartnern Dr. Ingrid
Hamm von der Robert Bosch Stiftung
und Prof. Dr. Detlef Müller-Böling vom
Centrum für Hochschulentwicklung
die Entscheidung der Wettbewerbs-
jury bekannt gegeben. Insgesamt
hatte das hochrangig besetzte Gre-
mium 62 Bewerbungen zu bewerten.
Die weiteren Preistäger sind die Medi-
zinische Hochschule Hannover, die
Philipps-Universität Marburg, die
Hochschule für Angewandte Wissen-
schaft und Kunst Hildesheim/Holz-
minden/Göttingen und die Fachhoch-
schule Potsdam sowie die Hochschu-
le Wismar und die Friedrich-Schiller-
Universität Jena. Diese acht Hoch-
schulen werden in den kommenden
zwei Jahren mit jeweils 100.000 Euro
bei der Weiterentwicklung ihrer Kon-
zepte unterstützt und in einem „best
practice Club“ zusammenarbeiten.
Der hochkarätigen Jury gehörten un-
ter anderem Prof. Jutta Allmendinger,
Präsidentin des Wissenschaftszen-

Familienfreundliche Hochschulen

Ausgezeichnete Gleichstellung
einrichtung mit überwiegend natur-
und ingenieurwissenschaftlichem
Profil sehe sich die TU Berlin in beson-
derer Weise verpflichtet, gleichstel-
lungspolitische Ziele zu verfolgen und
habe die Gleichstellung auch in ihrem
Zukunftskonzept zu einem Thema von
strategischer Bedeutung gemacht, so
die Jury. Besonders innovativ sei die
Einführung eines so genannten „Gen-
der Controlling“. Auch würden neue
Wege in der Berufungspolitik be-
schritten
„Wir sind sehr stolz, dass unsere An-
strengungen insbesondere das neue,
wissenschaftlich unterstützte Gender
Controlling-Konzept diese Anerken-
nung finden“, sagt TU-Kanzlerin Dr.
Ulrike Gutheil, die gleichzeitig Pro-
jektleiterin für die in der Jury-Ent-
scheidung als fortschrittlich bezeich-
nete Personal- und Organisationsent-
wicklung ist.

trums Berlin für Sozialforschung, Prof.
Dr. Hans Bertram von der Humboldt
Universität zu Berlin, Prof. Dr. h. c.
Ludwig Georg Braun, Präsident des
Deutschen Industrie- und Handels-
kammertages, Berlin und Prof. Dr.
Margret Wintermantel, Präsidentin der
Hochschulrektorenkonferenz, Bonn
an. Die prämierten Hochschulen wer-
den unterstützt, ihre Angebote für Stu-
dierende und Lehrende mit Kindern
weiter zu verbessern.
„Die Vereinbarkeit von Studium und
Arbeit mit Familie wird zunehmend
wichtig für die Hochschulen, die in
einem harten bundesweiten und inter-
nationalen Wettbewerb um die klügs-
ten Köpfe stehen. Nur mit den besten
Köpfen kann exzellente Forschung
und Lehre langfristig gesichert wer-
den“, betonte Tiefensee anlässlich der
Veröffentlichung der Ausgezeichne-
ten. „Auch wenn Familienfreundlich-
keit sicher für Väter und Mütter glei-
chermaßen gilt - ganz besonders
wichtig für den Wissenschaftsstand-
ort Deutschland ist es, das große
Defizit an Wissenschaftlerinnen aus-
zugleichen. Hier sind uns die anderen
Industrienationen oft weit voraus.
Familienfreundlichkeit ist also kein
Wahlfach, sondern Pflichtprogramm
für die Hochschulen“, meinte er.
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� Nahezu alle sozialen Milieus, Al-
ters- und Bildungsgruppen nehmen
Entgeltungleichheit als eine der
großen noch bestehenden Ungerech-
tigkeiten in unserer Gesellschaft
wahr. Das ist das zentrale Ergebnis
der Studie „Entgeltungleichheit zwi-
schen Frauen und Männern“ des Hei-
delberger Instituts Sinus Sociovision
für das Bundesministerium für Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend.
Tatsächlich sind mehr als zwei Drittel
der Bevölkerung durch davon über-
zeugt, dass Frauen bei gleicher Quali-
fikation und Ausbildung deutlich weni-
ger verdienen als Männer. Anderer-
seits sind mehr als 90 Prozent der
Meinung, dass Frauen und Männer
selbstverständlich gleich bezahlt wer-
den sollten. Die Studie zeigt auch,
dass sich Männer mit den Frauen bei
diesem Thema inzwischen solidari-
sieren – Frauen werden in der Berufs-
welt als gleichwertig erlebt, die unglei-
che Entlohnung dagegen als Ver-
schwendung wichtiger Ressourcen.
Die überwiegende Mehrheit der Be-
fragten ist der Ansicht, dass sich die
Bewertung von Arbeit an der Leistung
und nicht am Geschlecht orientieren
sollte.
Die häufig fehlenden Möglichkeiten
zur Kinderbetreuung und Bedingun-

gen wie zum Beispiel eine anwesen-
heitsorientierte Arbeitskultur, die die
Bedürfnisse von Erziehenden ignorie-
ren, nennt die Studie als Ursachen
für die schlechtere Bezahlung von
Frauen. Denn für die Kindererziehung
unterbrechen in der Regel die Mütter
relativ lange ihre Erwerbstätigkeit, wo-
mit in der Folge Karriereknicks und
Einkommenseinbußen verbunden
sind. So ist Entgeltungleichheit einer-
seits Folge tradierter Rollenmuster,
festigt aber andererseits die ge-
schlechtshierarchische Arbeitstei-
lung, selbst wenn Paare solche Vor-
stellungen nicht als ihr Lebensmodell
favorisieren. Sie entscheiden aber die
Frage, wer nach der Geburt des Kin-
des zunächst zu Hause bleibt, auch
unter finanziellen Aspekten. So hat
Elternschaft in aller Regel keine Kon-
sequenzen für die Erwerbstätigkeit
des besser verdienenden Mannes, hat
aber Auswirkungen auf die Erwerbs-
tätigkeit der Frau. Ihre Karriere verläuft
diskontinuierlich. Weiteres Ergebnis:
85 Prozent der Befragten sind der
Meinung, dass mehr Männer Eltern-
zeit nehmen würden, wenn Frauen
besser bezahlt würden.

Download im Bereich „Publika-
tionen“ unter www.bmfsfj.de

Studie zur Entgeltungleichheit

� Bessere Betreuungsangebote
könnten die erhebliche Lücke zwi-
schen den Gehältern von Frauen und
Männern schließen helfen. Das geht
aus einer aktuellen Untersuchung des
Instituts der deutschen Wirtschaft Köln
hervor. Danach verdienten Frauen
2006 je Stunde durchschnittlich 28
Prozent weniger als Mnner. Das liegt
unter anderem an der Berufswahl, der
Qualifikation und den Branchen, in
denen sie tätig sind. Aber auch wenn
diese Unterschiede herausgerechnet
werden, herrscht noch kein Gleich-
stand. Wenn vollzeitbeschäftigte
Frauen wegen der Kinder dem Beruf
länger fernbleiben, macht sich das im
Salär schmerzlich bemerkbar, lautet
das Fazit. So beträgt die Lohndiffe-
renz zu den Männern nach einer Be-
rufspause von mehr als drei Jahren
14 Prozent, bei einer Pause zwischen

Frauen- und Männerverdienste

einem und drei Jahren sind es noch
10 Prozent. Am geringsten ist der
Lohnabstand mit 6 Prozent bei jenen
vollzeitbeschäftigten Frauen, die weni-
ger als ein Jahr nicht erwerbstätig
waren. Doch vielen Müttern ist es
nicht möglich, nach der Geburt ihres
Kindes schnell wieder in den Beruf
zurückzukehren. Nicht zuletzt fehlt es
an Kinderbetreuungsmöglichkeiten.
So könnten der Ausbau von Ganz-
tagsschulen sowie ein größeres Be-
treuungsangebot dazu beitragen, den
Lohnabstand zwischen Männern und
Frauen deutlich zu verringern. Derzeit
stehen in Westdeutschland lediglich
für 7 Prozent der Kinder unter drei
Jahren Tagesbetreuungsangebote
bereit, in Ostdeutschland sind knapp
40 Prozent der Kleinsten versorgt.
Mehr Infos sind unter  www.
iwkoeln.de (Presse) zu finden.

Handbuch neu aufgelegt
� Das neu aufgelegte Handbuch
„Kinder- und Jugendpolitik, Kinder
und Jugendhilfe in der Bundesre-
publik Deutschland“ gibt einen
Überblick über kinder- und jugend-
relevante Gesetze sowie die ju-
gendpolitischen Strukturen, Ziele
und Maßnahmen des Bundesju-
gendministeriums und anderer Mi-
nisterien. Ein Nachschlageteil stellt
über 430 bundesweit tätige Jugend-
verbände und andere Organisatio-
nen vor.
Das Handbuch ist unter www.
bmfsfj.bund.de und www.kinder-
jugendhilfe.info zu finden.

Wettbewerb zur
Aidsprävention

� In diesem Jahr wird zum ersten
Mal der Bundeswettbewerb Aids-
prävention ausgelobt. Einsende-
schluss ist der 15. Juli 2008. Der
Wettbewerb wird von der Bundes-
zentrale für gesundheitliche Aufklä-
rung (BZgA) gemeinsam mit dem
Verband der privaten Krankenver-
sicherung (PKV) und dem Bundes-
ministerium für Gesundheit (BMG)
ausgerufen.
Mehr Informationen unter www.
gesundheitliche-chancengleich-
heit.de im Internet.

Neue Website für
BBE-Kampagne

� Seit kurzem stehen die neu
gestaltete Website und die Veran-
staltungsdatenbank zur Woche
des bürgerschaftlichen Engage-
ments 2008 zur Verfügung. Dort
können alle geplanten Veranstal-
tungen für die Aktionswoche einge-
tragen werden. In einer Sonderaus-
gabe des Infoletters stellt das BBE-
Kampagnenteam die neuen Ele-
mente vor, mit denen es den Aus-
tausch zwischen den Akteuren vor
Ort und dem Kampagnenteam
anregen und fördern möchte.
Internet-Adresse: www.
engagement-macht-stark.de

Mehr Tipps finden Sie auf
www.lfr-berlin.de

Tipps + Tipps + Tipps
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� Väter in Deutschland fühlen sich
bei der Vereinbarkeit von Familie und
Beruf von ihren Arbeitgebern nicht
genügend unterstützt. Zu diesem
Ergebnis kommt die Studie „Anforde-
rungen von Vätern an einen familien-
freundlichen Arbeitgeber", die von der
Hessenstiftung „familie hat zukunft“
vorgelegt wurde. Dabei gaben bun-
desweit 360 Väter im Alter von 21 bis
66 Jahren der beauftragten IGS-Orga-
nisationsberatung Auskunft. Die  Be-
fragten leben fast alle in festen Part-
nerschaften und haben im Schnitt
zwei Kinder, 84 Prozent von ihnen
arbeiten Vollzeit.
Nur rund 40 Prozent der Väter be-
zeichnen ihren Arbeitgeber als fami-
lienfreundlich, somit sind knapp 60
Prozent unzufrieden mit den Bedin-
gungen am Arbeitsplatz. Knapp 71
Prozent der beschäftigten Väter
fürchten zudem negative Konsequen-
zen, wenn sie familienfreundliche An-
gebote, wie etwa die Elternzeit, nut-
zen würden. Sogar 30 Prozent beo-
bachten bei denjenigen Vätern ein ne-
gatives Image, die der Familie ein
größeres Gewicht als der Arbeit bei-
messen. Als positiv empfinden sie da-

gegen die zeitliche Flexibilität der
Arbeitszeit, die in vielen Unternehmen
gewährt wird. Die Mehrheit der Be-
fragten wünscht sich mehr Freiheiten
im Bereich des Home-Offices, der
Reduzierung der wöchentlichen Ar-
beitszeit, Gleitzeit und Elternzeit.
Knapp ein Drittel kann sich vorstel-
len, zu Gunsten der Familienfreund-
lichkeit am Arbeitsplatz auf 10 Pro-
zent des Gehalts zu verzichten.
Auswirkungen der familienunfreund-
lichen Arbeitsbedingungen sind Kon-
flikte zwischen beruflichen und fami-
liären Anforderungen (42,7 Prozent),
zu wenig Zeit für die Kinder (57,7
Prozent) und Beziehungsprobleme
(69,1 Prozent). Die stärksten Erwar-
tungen an ihre Firma haben die Väter
bei der flexiblen Arbeitszeitgestal-
tung, dem familienbewussten Ver-
halten sowie den individuellen Kar-
rieremöglichkeiten. Viele Väter sehen
in einer familienfreundlichen Firmen-
politik positive Chancen in Bezug auf
die Identifikation mit dem Arbeitgeber,
der eigenen Arbeitsmotivation sowie
der Zufriedenheit.
Die Studie ist unter www.
hessenstiftung.de abrufbar.

� Firmen mit einer männlich-weib-
lichen Doppelspitze machen den
stärksten Umsatz. Dies geht aus der
Studie des Wirtschaftsinformations-
Anbieters Databyte hervor, der Daten
von 800.000 Unternehmen auswer-
tete. Die Untersuchung ergab, dass
in rund 80 Prozent der Unternehmen
ausschließlich Männer die Fäden in
der Hand halten, während sich etwa
14 Prozent allein in Frauenhand befin-
den. Jedoch nur in 6 Prozent der Be-
triebe teilen sich Frauen und Männer
die Verantwortung. Aber gerade in die-
sen Unternehmen liegt der durch-
schnittliche Jahresumsatz mit rund
7,9 Millionen Euro und einer Beschäf-
tigtenzahl von 51 im Durchschnitt
besonders hoch. Firmen mit männ-
licher Führungsriege erwirtschaften
dagegen gut 7,4 Millionen Euro Um-
satz im Jahr, erzielen allerdings bei
durchschnittlich 43 Mitarbeitern den
höchsten Umsatz pro Kopf. Die Unter-
nehmen, in denen allein Frauen das

Sagen haben, gehören mit 16 Be-
schäftigten und einem Jahresumsatz
von knapp 1,9 Millionen Euro eher zu
den kleinständischen Betrieben. Eine
vielfältig besetzte Chefetage ver-
spricht demnach offensichtlich einen
größeren Erfolg.
Bei der Betrachtung der Frauenquote
nach Bundesländern und Städten
zeigt die Studie deutliche Schwan-
kungen: Mit 17 Prozent liegt die Frau-
enquote in Berlin überdurchschnitt-
lich hoch, während in Bremen die
Quote mit 13 Prozent unter dem Bun-
desdurchschnitt verharrt. Bei den Or-
ten mit über 200.000 Einwohnern lie-
gen neben Berlin die ostdeutschen
Städte Chemnitz, Leipzig und Dres-
den über der Durchschnittsfrauen-
quote, während sich die Frauen in
Bremen, Kiel, Düsseldorf und Lübeck
im Hintertreffen befinden.
Mehr Infos sind unter www.
ungleich-besser.de und unter
www.databyte.de zu finden.

Väter zwischen Job und Familie

Firmen mit Doppelspitze im Vorteil

Alleinstehende Seniorinnen
� Wie das Statistische Bundesamt
kürzlich mitteilte, sind alleinstehende
Frauen zum Großteil im Senioren-
alter, während nur ein kleiner Teil der
alleinstehenden Männer Senioren
sind. Im Jahr 2006 waren 50 Prozent
der knapp 9 Millionen alleinstehenden
Frauen 65 Jahre und älter, bei den
alleinstehenden Männern waren es
rund 7,5 Millionen (17 Prozent). Die
alleinstehenden Frauen waren  häufig
verwitwet (45 Prozent), während bei
alleinstehenden Männern der Anteil
der Ledigen (63 Prozent) am höchs-
ten lag. Die Mehrzahl der alleinste-
henden Frauen lebte überwiegend von
Rente oder Pension (56 Prozent),
während alleinstehende Männer ihren
Lebensunterhalt mehrheitlich durch
Erwerbstätigkeit (55 Prozent) be-
stritten.

Studie zu Angeboten für
schwangere Teenager

� Die Bundeszentrale für gesundheit-
liche Aufklärung (BZgA) hat jetzt einen
neuen Band ihrer Fachbuchreihe „Aus
Forschung und Praxis der Sexualauf-
klärung und Familienplanung“ heraus-
gegeben. Darin sind Ergebnisse einer
von der BZgA in Auftrag gegebenen
Untersuchung zu Hilfebedarf und Be-
ratungsangeboten für jugendliche
Schwangere und Mütter in Berlin und
Brandenburg zusammengefasst. Ziel
der Untersuchung war es herauszu-
finden, welche Angebote und Hilfen
es für minderjährige Schwangere und
Mütter in Berlin und Brandenburg gibt
und wie die mit der Thematik be-
fassten Expertinnen und Experten die
Situation einschätzen. Weiter wurde
gefragt, ob die bestehenden Angebote
bekannt sind und wie sie von den Ju-
gendlichen angenommen werden. Da-
bei wurde auch die spezifische Situa-
tion von minderjährigen Schwangeren
und Müttern mit Migrationshinter-
grund in den Blick genommen.

Der Band 28 der Fachheftreihe
„Forschung und Praxis der Sexual-
aufklärung und Familienplanung“
kann gegen eine Schutzgebühr
von 11 Euro bei der BZgA  in 51101
Köln oder per Mail an  order@
bzga.de bestellt werden (Best.-Nr.:
133 000 28).
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� Die Teilhabe von Frauen am Berufs-
leben ist entscheidend für die künftige
Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands.
So das Fazit der Untersuchung „Frau-
en auf Expedition in das Jahr 2020“
der Robert-Bosch-Stiftung im Auftrag
der Deutschen Bank, die beschreibt,
wie sich die Ungleichheit zwischen
den Geschlechtern in den kommen-
den zwölf Jahren durch einen gesell-
schaftlichen Strukturwandel verän-
dern könnte.
Der Strukturwandel lasse für Unterneh-
mer künftig keine andere Lösung zu,
als gut ausgebildete Frauen mehr
einzubeziehen und aufzubauen. Nur
wenn mehr Frauen leichter aufstei-
gen, könnten Betriebe auch künftig
Innovation und Wachstum garantie-
ren. Die demografische Entwicklung
und der Wandel der Arbeitswelt hätten
zur Folge, dass künftig mehr Fachkräf-
te gebraucht würden, was den gut aus-
gebildeten Frauen zugute komme.
Zudem seien zunehmend weibliche
Führungseigenschaften gefragt, führt
die Studie aus. „Wer künftig klug
entscheiden will, muss verstehen,
welche Veränderungen der Ungleich-
heit der Geschlechter bis 2020 über-
haupt denkbar sind. Wir analysieren
daher das Wechselspiel zwischen
Frauen und dem künftigen strukturel-
len Wandel – und entwerfen ein plau-
sibles Zukunftsszenario, für Frauen
und von Frauen gestaltet“, ist in der
Einführung zu lesen.
Die Vision ist klar umrissen: Der de-
mografische Druck hat bis 2020 zu
einer familienfreundlicheren Politik ge-
führt, da Frauen als Arbeitskräfte und
Mütter dringend benötigt werden. Zu-
dem haben die wachsende Projekt-
wirtschaft, zunehmende Wissens-
intensität und rasche virtuelle Vernet-
zung zur Verbreitung flexibler Arbeits-
modelle geführt. Es gab einen Menta-
litätswandel in Geschlechterfragen.
Resultat ist eine gleichmäßigere Ver-
teilung von bezahlter und unbezahlter
Arbeit zwischen Frauen und Männern.
Väter spielen im Familienleben eine
größere Rolle durch eine bessere
Vereinbarkeit von Beruf und Familie.
Dies wird auch durch die Tatsache
begünstigt, dass die Alterung der Be-
völkerung 2020 die Nachfrage nach
weiblichen Arbeitskräften besonders
im rasch wachsenden Pflegebereich

erhöht haben wird. Frauen sind immer
besser ausgebildet, ihr Einkommens-
beitrag zum Konsum der Familie ist
gestiegen. Das gilt vor allem für allein-
erziehende Mütter. Die zunehmende
Wissensintensität und das Wachs-
tum in technischen Bereichen haben
die Nachfrage nach Spezialwissen er-
höht. Gleichzeitig wird das Interesse
von Frauen an traditionellen „Männer-
domänen“ wie Wissenschaft und
Technik stark gefördert. Kooperation
und Innovation gewinnen an Bedeu-
tung und „Soft Skills“ wie soziale
Kompetenzen und Kreativität sind
stärker gefragt. Immer mehr Frauen
steigen in leitende Positionen in Wirt-
schaft und Politik auf. Sie prägen
einen stärker konsultativen und län-
gerfristig orientierten Stil.
„Im Jahr 2008 ist eine gleichgestellte
Gesellschaft ein entferntes, aber er-
reichbares Ziel“, heißt es. Deutsch-
land könne eine Führungsrolle in der
Familienpolitik einnehmen und damit
eine Vereinbarkeit von Beruf und Fa-
milie zu ermöglichen, die allen Fami-
lienmitgliedern zugute kommt. „Staat
und Unternehmen können das künfti-
ge Leben von Frauen stark beeinflus-
sen (und selbst profitieren). Letztlich
wählt aber jede Frau – und jeder
Mann – den Pfad dieser Expedition
ins Jahr 2020 selbst, zum eigenen
und gegenseitigen Nutzen.“ Die ge-
genwärtige Situation von Frauen ist
noch wenig ermutigend: Die Zahl der
berufstätigen Mütter mit Kindern im
Alter von unter drei Jahren liege deut-
lich unter dem OECD-Durchschnitt –
ebenso wie die Zahl der Managerin-
nen unter dem EU-Durchschnitt sei,
so die Studie. Wichtig für die Zukunft
sei daher, Frauen schon früh Füh-
rungsqualitäten zu vermitteln sowie
strategische Berufs- und Lebenspla-
nung. Entscheidend sei eine familien-
freundlichere Personalpolitik mit mehr
Teilzeit. Eine kurze Auszeit für die Kin-
dererziehung dürfe nicht karrierehem-
mend sein. Zudem sei eine bessere
Bezahlung der Frauen und mehr Trans-
parenz bei den Gehältern nötig.
Frauen auf Expedition in das Jahr
2020 - Das Wechselspiel zwischen
Strukturwandel und Frauen: Auf
dem Weg zu mehr Gleichstellung
in Deutschland unter www.
dbresearch.com

Frauen entscheidend für Standort Deutschland Gut arbeiten bis 67 Jahre?

� Genau 58 Prozent der Arbeitneh-
merinnen in Deutschland glauben,
ihrer Arbeit auch mit 67 Jahren noch
gewachsen zu sein, 42 Prozent se-
hen dabei jedoch Schwierigkeiten. So
das Ergebnis der repräsentativen Stu-
die „Rente mit 67 – Voraussetzungen
zur Weiterarbeitsfähigkeit älterer Ar-
beitnehmerinnen“ des Instituts für Ge-
rontologie an der TU Dortmund im
Auftrag von INQA. Dabei wurden
1.800 berufstätige Frauen der Jahr-
gänge 1947 bis 1964 befragt.
Dass die Studie nur die weiblichen
Beschäftigten in den Mittelpunkt stellt,
hat seinen Grund: Frauen haben nach
wie vor geringere Aufstiegsmöglich-
keiten als Männer, verdienen weniger
und sind vielfach in der Situation, Kin-
dererziehung und Beruf vereinbaren
zu müssen. Frauen arbeiten eher in
Teilzeit oder in zeitlich begrenzten
Arbeitsverhältnissen und sind in der
Regel schlechter gegen soziale Risi-
ken abgesichert. „Gelingt es nicht,
Frauen ausreichend beim Erreichen
der neuen Altersgrenze von 67 Jahren
zu unterstützen, droht nicht nur ein
unzureichendes Alterseinkommen für
die Betroffenen, auch der Wirtschaft
insgesamt gehen dringend benötigte
Arbeitskräfte verloren“, so INQA-Spre-
cher Dr. Rainer Thiehof. Als Hindernis-
se bei der Rente mit 67 sehen die
Befragten ihre gesundheitlichen Vor-
aussetzungen, die vorherrschenden
Arbeitsbedingungen, die persönliche
und familiäre Situation sowie die Quali-
fikation. Die Beschäftigten sehen sich
selbst in der Pflicht, aktiv zu werden.
Von den Unternehmen erwarten sie
Maßnahmen bei der Gesundheitsför-
derung und Qualifizierung.
INQA ist ein Zusammenschluss von
Bund und Ländern, Unternehmen,
Gewerkschaften, Stiftungen und So-
zialversicherungsträgern unter dem
Motto „Wertschöpfung durch Wert-
schätzung“. Dahinter steckt der Ge-
danke, dass Deutschland nur dann
im globalen Wettbewerb bestehen
kann, wenn es effizientes und effek-
tives Wirtschaften mit einer mitarbei-
terorientierten Unternehmenskultur
verbindet. INQA wurde vom Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales
initiiert und wird operativ von der
Bundesanstalt für Arbeitsschutz und
Arbeitsmedizin (BAuA) begleitet.
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� Gebührenfreiheit für alle Bildungs-
einrichtungen von der Kita bis zum
Studium und die Einführung eines
Rechtsanspruches auf ganztägige
Bildung und Betreuung von Anfang an
hat die Bundeskonferenz der Arbeits-
gemeinschaft sozialdemokratischer
Frauen (ASF) bei ihrer Bundeskonfe-
renz Mitte Juni in Kassel gefordert.
Beide Punkte sind ebenso wie die
Forderung nach dem flächendecken-
den gesetzlichen Mindestlohn Posi-
tionen des dort beschlossenen Ak-
tionsplans „Gleichstellung jetzt!“, der
frauenpolitische Anforderungen an
das SPD-Regierungsprogramm 2009
bündelt. Vom Mindestlohn würden
Frauen besonders profitieren, weil sie
gut 70 Prozent der Beschäftigten im
Niedriglohnsektor stellten, so die Be-
gründung. „Forderungen für Ansprü-
che wegen diskriminierender Bezah-
lung müssen in voller Höhe rückwir-
kend erhoben werden können“, heißt
es unter der Überschrift „Gleicher
Lohn für gleich(wertig)e Arbeit“.
Die ASF fordert außerdem unter an-
derem einen wirksamen gesetzlichen
Schutz vor Diskriminierung, die unein-
geschränkte Umsetzung von Chan-
cengleichheit in Forschung und Lehre
insbesondere durch Beachtung von
Gender- und Diversity-Aspekten, die
geschlechtergerechte Umgestaltung
des SGB II und III, die Abschaffung
der Steuerklasse V zugunsten einer
gerechten Verteilung der Steuerlast
zwischen den Ehegatten und die
Gleichstellung von eingetragenen Le-
benspartnerschaften mit der Ehe zum
Beispiel im Einkommensteuerrecht.
Kernforderungen sind ein Gleichstel-
lungsgesetz für die Privatwirtschaft
sowie eine gesetzliche Regelung zur
paritätischen Besetzung von Auf-
sichtsgremien nach norwegischem
Vorbild. Für Verärgerung sorgte in die-
sem Zusammenhang eine Veröffent-
lichung von Bundesfrauenministerin
Ursula von der Leyen (CDU) zur drit-
ten Bilanz zur Chancengleichheit von
Frauen und Männern in der Privatwirt-
schaft. Unter der Überschrift „Chan-
cengleichheit von Frauen und Män-
nern im Beruf macht Fortschritte –
allerdings mit unterschiedlichem
Tempo“ stellen die Ministerin und die

Spitzenverbände der Deutschen Wirt-
schaft unter anderem fest, dass die
Frauenbeschäftigungsquote 2007 wei-
ter auf 64 Prozent gestiegen sei und
sich Deutschland damit EU-weit im
oberen Mittelfeld befinde. Der größte
Fortschritt sei bei der Vereinbarkeit
von Familie und Beruf zu erkennen,
heißt es. Allerdings liege die Beschäf-
tigungsquote von Frauen mit Kindern
unter fünf Jahren mit 44 Prozent im
internationalen Vergleich im unteren
Bereich, bei Frauen mit Kindern unter
acht Jahren im Mittelfeld. Nach wie
vor seien in Deutschland Frauen in
Führungspositionen unterrepräsen-
tiert, in nur einem der 100 größten
deutschen Unternehmen sitze eine
Frau im Vorstand. Auch Einkommens-
unterschiede zwischen Frauen und
Männern seien weiterhin sichtbar. Die
ASF ärgert, dass die CDU-Politikerin
trotz ihrer offensichtlichen Befunde
nach wie vor gesetzliche Regelungen
zur Gleichstellung in der Privatwirt-
schaft ablehnt und stattdessen weiter
auf das wenig effektive Freiwilligkeits-
prinzip setzt. „Frau von der Leyen
muss endlich ihrer Rolle als Frauen-
ministerin gerecht werden“, betonte
die ASF-Bundesvorsitzende Elke Fer-
ner. „Die offenkundige Lohnungleich-
heit in Deutschland und die beschä-
mend geringe Zahl von Frauen in Füh-
rungspositionen machen ein Gleich-
stellungsgesetz in der Privatwirtschaft
dringend erforderlich. Bei diesem The-
ma könnte Frau von der Leyen zur Ab-
wechslung unter Beweis stellen, dass
sie auch für Frauen unterwegs ist.“
Die Bundeskonferenz bestätigte Fer-
ner mit 94 Prozent der Delegiertenstim-
men im Amt der Bundesvorsitzenden.
Als ihre Stellvertreterinnen wurden Eve-
lyne Gebhardt (Baden-Württemberg),
Barbara Hackenschmidt (Branden-
burg) und Marianne Wallach (NRW)
bestätigt. Die Berlinerin Margrit Zauner
wurde erneut als Beisitzerin in den
ASF-Bundesvorstand gewählt. Die
Konferenz sprach sich zudem dafür
aus, Gebhardt auf Platz zwei der SPD-
Liste zur Europawahl 2009 zu führen.
Die Berlinerinnen enthielten sich, denn
auch die Berliner Europa-Abgeordne-
te Dagmar Roth-Behrendt hat beste
Chancen auf diesen Listenplatz. sbr

Projekt Kampflinie zwischen SPD und CDU:
Gleichstellung in der Privatwirtschaft

Ausbildungsbrücke führt
alt und jung zusammen

� Das von der LFR-Vorsitzenden
Juliane von Friesen ins Leben geru-
fene Projekt „Ausbildungsbrücke“
will jungen Menschen neue Chan-
cen auf ihrem Weg aus der Schule
in den Beruf eröffnen. Nach dem
erfolgreichen Start in Berlin (Beuk-
ke-Oberschule und Leistikow-Ober-
schule in Zehlendorf) wird am 1. Juli
die „Ausbildungsbrücke Hannover“
starten. Auch für Hamburg und Augs-
burg sowie an zehn Standorten in
Ostdeuschland sollen im nächsten
halben Jahr Ausbildungsbrücken
entstehen.
Für die Ausbildungsbrücke enga-
gieren sich jeweils ältere Men-
schen, die in der Regel nicht mehr
berufstätig, aber bereit sind, ihr Wis-
sen und ihre Erfahrung als ehren-
amtliche Schüler- und Ausbildungs-
paten an Jüngere in Schul- und Be-
rufsausbildung weiterzugeben. Vor
allem Schulabgängerinnen und
Schulabgängern der neunten und
zehnten Klassen sollen so einen
besseren Start in ihre Berufstätigkeit
haben. Viele finden keinen Ausbil-
dungsplatz, der ihren Wünschen
und Fähigkeiten entspricht. Im
schlimmsten Fall haben sie gar
keinen Abschluss. Einige brechen
Schule oder Ausbildung aus einem
Gefühl der Hoffnungslosigkeit ab.
Die Idee: Ehrenamtliche Schülerpa-
ten können hier gegensteuern. Die
Patenschaften haben neben der
Eingliederung in eine Ausbildung
damit die doppelte Funktion der
Prävention, indem die Paten die
jungen Leute unterstützen, motivie-
ren und ihnen auch in Krisen mit
Rat und Tat zur Seite stehen. Idea-
lerweise beginnt die Patenschaft
bereits zwei Jahre vor dem Schul-
abschluss, damit die Paten ihre
Schülerinnen und Schüler optimal
in die Ausbildung begleiten kön-
nen. Und auch die Seniorinnen und
Senioren haben etwas davon: Ihre
Kompetenzen sind gefragt, im ge-
nerationsübergreifenden Dialog
„rosten“ sie nicht ein und können
von den jungen Leute sicher auch
viel lernen. sbr
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� Wo in deutschen Unternehmen
Entscheidungen mit Breitenwirkung
getroffen und hohe Einkommen erzielt
werden, sind Frauen selten zu finden.
Seit Jahren stagniert der Frauenanteil
in den Spitzenpositionen bei unter
fünf Prozent, bei der Besetzung von
Aufsichtsratsposten mit Frauen ge-
hört Deutschland mit Portugal und Ita-
lien zu den Schlusslichtern in Euro-
pa. Deshalb will die Bundestagsfrak-
tion von Bündnis 90/Die Grünen  Aktien-
gesellschaften nach norwegischem
Vorbild dazu verpflichten, ihre Auf-
sichtsräte bis zum Jahr 2012 zu min-
destens 40 Prozent mit Frauen zu
besetzen. Sonst soll der Entzug der
Börsenlizenz drohen.
Damit hat eine Debatte das Parla-
ment erreicht, die seit Jahren die Gleich-
stellungspolitik bewegt. So hat die Kon-
ferenz der Landesfrauenräte im Sep-
tember 2007 Bundestag und Bundes-
regierung dazu aufgefordert, eine
sanktionsfähige Quotenregelung für
Aufsichtsräte auf den Weg zu brin-
gen. Diese soll sicher stellen, dass
die deutschen Aufsichtsräte spätes-
tens in der übernächsten Legislatur-
periode sogar zu 50 Prozent mit Frau-
en besetzt sind. Den Antrag hatte der
LFR Berlin eingebracht. Der Deutsche
Frauenrat (DF) unterstützt den An-
satz der Bündnisgrünen, tritt aber
ebenso generell für eine paritätische
Besetzung von Gremien ein. „Die Auf-
sichtsgremien der hiesigen Unterneh-
men haben eine solche Umstruktu-
rierung besonders nötig. Denn mit
einem Frauenanteil von unter zehn
Prozent leiden sie an männlicher Mo-
nokultur, die den Erfordernissen der
modernen Weltwirtschaft nicht gerecht
wird – und der gleichberechtigten Teil-
habe von Frauen schon gar nicht“, so
DF-Vorsitzende Brunhilde Raiser.
Tatsächlich sind die Bemühungen der
Bundesregierung, den Frauenanteil in
den Chefetagen der Wirtschaft zu
erhöhen, bisher weitgehend verpufft.
Im Jahr 2001 scheiterte Frauenmi-
nisterin Christine Bergmann (SPD)
mit den Plänen für eine gesetzliche
Regelung. Die dann erzielte auf Frei-
willigkeit beruhende Vereinbarung mit
den Spitzenverbänden der Privatwirt-

schaft blieb wirkungslos. Nur Geset-
ze mit verbindlichen Vorgaben und
Quotenregelungen können die Betei-
ligung von Frauen auf Dauer erhöhen.
Das gilt in der Wirtschaft sowie in Po-
litik und Wissenschaft, wo Geschlech-
terquoten Frauen helfen, die so ge-
nannte „gläserne Decke“ zu durchbre-
chen. Dieses Fazit der Frauenverbän-
de findet zunehmend Widerhall in der
Politik. Und so markiert der von den
Bündnisgrünen bereits 2007 in den
Bundestag eingebrachte Antrag „Quo-
te für Aufsichtsratsgremien börsen-
notierter Unternehmen einführen“, der
Anfang Mai Anlass einer Anhörung vor
dem Rechtsausschuss war, den vor-
läufigen Höhepunkt der Debatte.

Anhörung im Bundestag

Norwegen zeigt, wie die Gleichstel-
lung von Frauen und Männern auch
in der Privatwirtschaft umgesetzt wer-
den kann: Es gebe keine guten Grün-
de, dass Frauen nur sechs Prozent
der Mitglieder in den Führungsgre-
mien der Aktiengesellschaften stell-
ten, aber 50 Prozent der Bevölkerung
Norwegens, meint der ehemalige nor-
wegische Wirtschaftsminister Ansgar
Gabrielsen. Der konservative Politiker
sorgte dafür, dass 40 Prozent der nor-
wegischen Aufsichtsratssitze heute
Frauen einnehmen – vor fünf Jahren
hatten 75 Prozent der norwegischen
Unternehmen noch überhaupt keine
Frau im Aufsichtsrat. Es sei „pein-
lich“, dass in einem Land, das so viel
für die Gleichberechtigung getan ha-
be, Frauen von Führungspositionen
in der Wirtschaft ausgeschlossen
bleiben sollten, so Gabrielsen vor dem
Rechtsausschuss. Das sei ein „Ver-
lust an Ressourcen sowohl für die
Aktiengesellschaften als auch für die
Gesellschaft als Ganzes“. Doch die
Quote, die für beide Geschlechter gilt,
konnte nur mit der Androhung von
Sanktionen durchgesetzt werden.
Patricia Solaro, Sachverständige der
Bayer AG, und Beate Degen von den
Wirtschaftsjunioren Deutschlands hal-
ten eine Quotenregelung schlicht für
falsch, wenngleich sie die Förderung
von Frauen in Führungspositionen
grundsätzlich befürworten. Für Solaro

schränkt die Quote im Aufsichtsrat
die Unternehmen zu sehr ein, für De-
gen sind Maßnahmen wie die Kinder-
betreuung und flexible Arbeitszeiten
entscheidend, um Frauen in der Pri-
vatwirtschaft voranzubringen. In Norwe-
gen seien die Bedingungen für erwerbs-
tätige Eltern und vor allem für Frauen
deutlich besser als bei uns, betont
Anne Zimmermann, Leiterin des zu-
ständigen Referats beim Deutschen
Industrie- und Handelskammertag
(DIHK). Für sie führen die bündnisgrü-
nen Vorschläge zu mehr Bürokratie
und bauen zusätzliche Hindernissen
für Unternehmen auf. Die eigentliche
Ursache für die raren Frauen in den
Chefetagen sieht Zimmermann in der
eingeschränkten Berufswahl von Mäd-
chen sowie in der fehlenden Verein-
barkeit von Familie und Beruf.
Der DGB unterstützt die Erhöhung
des Frauenanteils bei den Aufsichts-
räten, lehnt aber die vorgeschlagene
40 Prozent-Quote ab. Vielmehr soll
sich der Frauenanteil im Unterneh-
men im Frauenanteil bei den jeweili-
gen Aufsichtsräten wiederspiegeln,
schlug der Sachverständige Rainald
Thannisch bei der Anhörung vor. Wirt-
schaft und Gesellschaft könnten in
Zeiten von Fachkräftemangel und de-
mographischem Wandel nicht auf gut
ausgebildete und hoch qualifizierte
Frauen verzichten. Allerdings müsse
die größere Repräsentanz von Frauen
bei den Aufsichtsräten durch eine
nachhaltige mittel- und langfristige
Strategie umgesetzt werden, betonte
Thannisch. Die von den Bündnisgrü-
nen vorgeschlagene gesetzliche Lö-
sung hält der DGB für nicht durchführ-
bar, die bis 2012 einzuführende Quote
für nicht realistisch. Der DGB will je-
doch Frauen und Männer entspre-
chend ihrem Anteil an der Belegschaft
bei der Nominierung von Kandidatin-
nen und Kandidaten für die Aufsichts-
ratswahl berücksichtigen. Mit seinen
Mitgliedsgewerkschaften will er so bis
2012 den Frauenanteil auf der Arbeit-
nehmerseite weiter erhöhen. Than-
nisch sieht jedoch vor allem eine „Bring-
schuld bei der Kapitalseite“. Tatsäch-
lich kommt der Frauenanteil bei den

weiter auf Seite 22

Per Gesetz mehr Frauen in den Aufsichtsräten?
Debatte über Quotenregelung im Bundestag
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� Seit 100 Jahren können sich Frau-
en in Deutschland in Parteien poli-
tisch engagieren, vor 90 Jahren er-
hielten sie das Wahlrecht. Inzwi-
schen ist die rechtliche Gleichberech-
tigung erreicht, diskriminierende Ge-
setze sind abgeschafft. Und jetzt ist
es höchste Zeit, auch die faktische
Gleichberechtigung durchzusetzen.
Die Bundestagsfraktion von Bündnis
90/Die Grünen lädt deshalb am 4. und
5. Juli 2008 zum Frauenkongress
„Weiter geht’s! Feminismus für die
neue Zeit“ nach Berlin ein.
Warum kommen Frauen immer noch
nicht überall hin, wie ist das zu än-
dern, und welche BündnispartnerIn-
nen brauchen wir dafür? Brauchen wir
einen neuen Feminismus oder einen
Feminismus für die neue Zeit? Ar-
beitswelt, Privatleben, Politik – wo
können wir ansetzen, um Rollenbilder
zu verändern und eine neue Arbeits-
teilung zwischen Männern und Frau-
en zu erreichen? Diesen Fragen und
mehr wollen die grünen Frauen
nachgehen und den Blick nach vorne
richten und neue Impulse für die Frau-
enpolitik geben. In Podiumsdiskus-
sionen und Workshops sollen der
aktuelle Stand der Gleichstellung
bilanziert und diskutiert werden, was

� Um dem Fachkräftebedarf im Ma-
schinenbau, in der Elektro- und Infor-
mationstechnologie entgegenzuwir-
ken, fördert das Bundesministerium
für Bildung und Forschung (BMBF)
im Rahmen der Qualifizierungsini-
tiative der Bundesregierung eine
Weiterbildungsmaßnahme für Be-
rufsrückkehrerinnen und Berufsrück-
kehrer. Ingenieurinnen und Ingenieu-
re, die wegen familiärer Verpflichtun-
gen längere Zeit nicht berufstätig
waren, können sich gezielt wissen-
schaftlich weiterbilden, um wieder An-
schluss an die technische und wis-
senschaftliche Entwicklung zu finden
und an den derzeit guten Chancen
des Arbeitsmarktes teilzuhaben.
Das Projekt return2job startet in den
Fächern Informatik, Maschinenbau
und Elektrotechnik mit einer 15-mo-
natigen Qualifizierung. Es wird antei-
lig von BMBF und dem Europäischen

Sozialfonds (ESF) finanziert und im
Rahmen des Akademikerprogramms
der Otto Benecke Stiftung e.V. durch-
geführt. Gegliedert in ein kompaktes
Fernstudium und ein dreimonatiges
Praktikum, vermittelt die Maßnahme
aktuelles Fachwissen, überfachliche
Qualifikationen und Kontakte zu po-
tenziellen Arbeitgebern. 30 Berufs-
rückkehrerinnen und Berufsrückkeh-
rer erhalten so über ein Auswahlver-
fahren im Juli die Chance, an dieser
im September 2008 startenden Stu-
dienergänzung teilzunehmen. Das
Projekt wird mit rund 410.000 Euro
gefördert.
Nähere Auskünfte erhalten Inter-
essierte bei der Otto Benecke Stif-
tung e.V., Ansprechpartnerin ist
Ulrike Anheier-Peez, Telefon:
0228/8163-224, EMail: Ulrike.
Anheier-Peez@obs-ev.de, Inter-
net: www.obs-ev.de

jetzt zu tun ist. Der Kongress beginnt
mit einem Generationengespräch, in
dem vier Frauengenerationen über die
Bedeutung des Feminismus und die
aktuelle Situation für Frauen debattie-
ren. Am Samstag bieten thematische
Arbeitsgruppen die Gelegenheit, Fra-
gen zu vertiefen, grüne Konzepte ken-
nen zu lernen und neue Ideen zu ent-
wickeln.
Anlässlich des 90-jährigen Jubiläums
des Frauenwahlrechts in Deutschland
wird parallel zum Kongress der deut-
sche Teil der Ausstellung „Mit Macht
zur Wahl! 100 Jahre Frauenwahlrecht
in Europa“ des Frauenmuseums
Bonn gezeigt. Vorgestellt werden
wichtige Frauenrechtlerinnen und die
Diskussion um das Frauenwahlrecht
in Deutschland.

Infos zur Konferenz der Bundes-
tagsfraktion von Bündnis 90/Die
Grünen und namentliche Anmel-
dung bis zum 30. Juni (erforder-
lich mit Angabe des Geburts-
datums) in der Terminleiste unter
www.gruene-bundestag.de im
Internet. Auch eine  Online-An-
meldung ist dort möglich.

Wiedereinstieg für Ingenieurinnen

Bündnisgrüne Feminismus-Konferenz

Mehr Frauen in den
Aufsichtsräten?

Fortsetzung von Seite 21
Aufsichtsräten fast ausschließlich
durch die DGB-Vertreterinnen zustan-
de. Laut der Hans-Böckler-Stiftung
liegt der Anteil der Frauen bei den Auf-
sichtsräten der 160 börsennotierten
Unternehmen der Indizes DAX 30,
MDAX, SDAX und TecDax bei 9,3
Prozent (in den Vorständen sind es
2,5 Prozent), wobei 18,3 Prozent auf
der Arbeitnehmerbank Frauen sind,
auf der Anteilseignerseite jedoch nur
3,4 Prozent. Der DGB fordert daher
von der Regierungskommission Deut-
scher Corporate Governance Kodex,
auf eine freiwillige Erhöhung seitens
der Anteilseigner zu dringen. Erzielt
der Kodex bis 2012 keine nennens-
werte Wirkung, soll der Gesetzgeber
dann das Aktiengesetz ändern. Der
DGB unterstützt dagegen die Forde-
rung der Grünen, die Zahl der Aufsichts-
ratsmandate zu begrenzen. Wer mehr
als fünf Mandate als Aufsichtsrat ha-
be, könne keine gute Arbeit leisten.
Einzige Sachverständige, die Geset-
zen und Sanktionen in der vorgeschla-
genen Form zustimmt, ist Professor
Jutta Glock vom Deutschen Juristin-
nenbund e.V. (djb): Es sei wissen-
schaftlich belegt, dass Unternehmen
mit mindestens drei Frauen in Füh-
rungsgremien größeren wirtschaft-
lichen Erfolg erzielten. Sie fordert
daher, auch die qualitativen Anforde-
rungen an Aufsichtsräte gesetzlich zu
verankern. Der djb begrüßt ausdrück-
lich, dass eine Person künftig maxi-
mal fünf Aufsichtsratsmandate über-
nehmen darf – schon weil deshalb
zahlreiche Aufsichtsratsmandate neu
vergeben werden müssten und dies
eine Chance für geeignete Frauen
biete. Die Einrichtung einer zentralen
Datenbank, in die sich alle potentiel-
len Aufsichtsratsmandatsträger/innen
eintragen können, unterstützt der djb
ebenso. Dieses Anliegen wollte der
djb auch mit dem „Frauen-Dinner Cor-
porate Governance“ im Oktober 2007
in Berlin transportieren. Dabei über-
reichte djb-Präsidentin Jutta Wagner
an Dr. Gerhard Cromme, den Vorsit-
zenden der Regierungskommission
Deutscher Corporate Governance Ko-
dex, eine Liste mit 418 in Frage kom-
menden Frauen.

Sabine Röhrbein
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Partnerschaftliche
Erziehungsarbeit

�Eine familiengerechte und partner-
schaftliche Teilung der Erziehungs-
arbeit hat der Deutsche Frauenrat (DF)
mit Blick auf die anstehende Ände-
rung des Bundeselterngeld- und El-
ternerziehungszeitengesetzes (BEEG)
gefordert. „Eine Stärkung der Option
‚Partnerschaftliche Teilung der Erzie-
hungsarbeit bei gleichzeitiger Er-
werbsarbeit‘ wäre insbesondere unter
gleichstellungspolitischen Aspekten
ein echter Fortschritt, da das ‚Ausfall-
risiko‘ des Arbeitgebers/der Arbeit-
geberin im Zusammenhang mit Kin-
dererziehung gleichmäßig auf beide
Geschlechter verteilt würde“, so die
Stellungnahme zum Referentenent-
wurf. „Damit könnte ein immer noch
spürbares Einstellungshindernis jun-
ger (gebärfähiger) Frauen entschei-
dend entschärft werden.“ Der DF for-
dert, dass beide Elternteile bei Teil-
zeitarbeit in der Elternzeit zusammen
14 Monate jeweils anteiliges Eltern-
geld beziehen können müssten. Hier
verlangt er Nachbesserungen, begrüßt
jedoch auch andere Neuregelungen,
wie zum Beispiel die Mindestbezugs-
dauer des Elterngeldes von zwei Mo-
naten, die dem DF „mit Blick auf die
Durchsetzbarkeit des vollen An-
spruchs gegenüber dem Arbeitgeber/
der Arbeitgeberin sinnvoll“ erscheint.

Vorlesung mit Kind einfach
zu Hause verfolgen

� Der Pilotversuch zum Projekt „Mut-
ter-Kind-Uni“ ist erfolgreich im com-
municate Executive MBA-Programm
der Technischen Universität München
gestartet: Dabei sollen moderne Auf-
zeichnungstechniken Studentinnen
mit Kind ermöglichen, Vorlesungen
inklusive aller Präsentationsunterla-
gen via DSL von zuhause aus zu ver-
folgen - wann immer ihnen das Kind
Zeit dazu lässt. Eine Studentin, selbst
seit kurzem Mutter, hatte das Kon-
zept der „Mutter-Kind-Uni“ nach Ab-
schluss ihres Sozilogie-Studiums ent-
wickelt. Der 15-monatige MBA-Stu-
diengang richtet sich an Führungs-
und Nachwuchsführungskräfte und ver-
mittel General Management-Kennt-
nisse.
Internet-Info: www.communicate-
program.de

� „Missbräuche im Bereich der
Schönheitsoperationen gezielt verhin-
dern – Verbraucher umfassend schüt-
zen“ lautet der Koalitionsantrag im
Bundestag (Drucksache 16/6779),
den Verbände und medizinische Fach-
gesellschaften anlässlich einer Anhö-
rung zu den nicht medizinisch indi-
zierten Schönheitsoperationen vor
dem Gesundheitsausschuss Ende
April begrüßten. Etwa eine Million
Schönheits-OPs werden jährlich
durchgeführt – Tendenz steigend.
Hintergrund ist ein in der Gesellschaft
zunehmender Jugend- und Schön-
heitswahn. Der gesunde Körper wird
zur Modelliermasse, suggeriert wird
vor allem Jugendlichen Glück und
Erfolg. „Höhepunkte“ sind derzeit  Bo-
tox-Parties und der für Juli angekün-
digte „Tabubruch“, wo sich eine 44-
jährige Schauspielerin in einem Pri-
vatsender vor laufender Kamera einer
„Grundrenovierung“ von den Zähnen
über Facelifting bis hin zum Fettab-
saugen unterziehen will. Wenig be-
kannt ist, dass nicht nur Brustopera-
tionen, sondern auch das Fettabsau-
gen oder Botox-Spritzen mit körper-
lichen Risiken wie starken Schmer-
zen, Wundheilungsstörungen, ver-
stärkter Narbenbildung und Kreislauf-
problemen verbunden sein können.
Viele Operationen bringen nicht nur
nicht das erwünschte Ergebnis, son-
dern stattdessen gesundheitliche
Beeinträchtigungen.
Wir ParlamentarierInnen haben die
Bundesregierung aufgefordert, berufs-
rechtliche und sonstige Verbotsmög-
lichkeiten nicht medizinisch indizier-
ter Schönheitsoperationen an Minder-
jährigen zu prüfen. Angesichts der lu-
krativen Schönheitsbranche appel-
lieren wir an die Länder, die Überwa-
chungsbehörden für die Berufsaus-
übung anzuhalten, dass nur ent-
sprechend qualifizierte Personen
schönheitschirurgische Eingriffe vor-
nehmen dürfen. Es ist auch standes-
rechtlich äußerst problematisch,
dass ÄrztInnen auch ohne entspre-
chende Weiterbildung operieren. Wir
verlangen daher von der ärztlichen
Selbstverwaltung einen Wegweiser
für PatientInnen, der helfen soll, eine
Qualitätsauswahl unter den Anbietern

zu treffen, um so zumindest die un-
erwünschten Komplikationen solcher
OPs zu minimieren.
Eine umfassende und sachgerechte
Aufklärung zur Vermeidung von Miss-
bräuchen bei Schönheitsoperationen
fordert auch Brunhilde Raiser, die
Vorsitzende des Deutschen Frauen-
rates. Der Gesetzgeber sollte den
Handlungsrahmen für nicht medizi-
nisch indizierte Operationen durch
transparente und verbindliche Quali-
tätsanforderungen sowohl an die
Ärzteschaft als auch an die Kliniken
gestalten. Notwendig seien nachvoll-
ziehbare verbindliche Beratungs- und
Behandlungsschritte, die notfalls
auch vor Gericht Sicherheit bieten.
Neben dem ärztlichem Beratungsge-
spräch sollte im Vorfeld eine unabhän-
gige Beratung über mögliche Folgen
aufklären und Kontrolluntersuchungen
nach der Operation müssten fester
Bestandteil des Behandlungsplanes
sein. Gesetzgerberische Maßnah-
men allein reichen nicht: Innerhalb der
Gesellschaft müsse ein breiter gesell-
schaftlicher Diskurs über Schönheits-
ideale und damit über Sinn und Un-
sinn solcher Eingriffe geführt werden.
Der Verbraucherzentrale Bundesver-
band (VZBV) unterstützt unsere Initia-
tive und verweist auf bestehende Ab-
grenzungsschwierigkeiten zwischen
vorrangig ästhetischen und medizi-
nisch notwendigen Eingriffen. Eine
aktuelle Online-Umfrage der Stiftung
Warentest zur Zufriedenheit von Pa-
tientInnen (test 2/2008 Schöne Be-
scherung) ergab, dass jede/r Vierte
mit dem Resultat unzufrieden war.
Jede/r Fünfte wollte die Operation
nicht noch einmal oder nicht mehr
beim selben Arzt durchführen lassen.
Bemängelt wurde: eine suggestive
Beratung zum Behandlungserfolg,
lückenhafte Voruntersuchungen, ho-
he Rate ambulanter Eingriffe auch bei
Brustoperationen und Fettabsaugen
trotz der Gefahr von Nachblutungen.
Jede/r Zehnte erhielt vor der Operation
keinen schriftlichen Vertrag. Hierbei
handelt es sich laut vzbv um einen
klaren Rechtsverstoß.
Stellungnahmen unter www.vzbv.
de und www.frauenrat.de sowie
bei www.mechthild-rawert.de

Mehr Verbraucherschutz bei Schönheits-OPs
von Mechthild Rawert, MdB
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� Alle 20 Sekunden stirbt weltweit
ein Kind an den Folgen einer Krank-
heit, die durch mangelhafte Hygiene,
verschmutztes Wasser oder mit Fä-
kalkeimen verunreinigte Nahrung ver-
ursacht wird. Damit tötet Hygiene-
mangel weltweit mehr Kinder als HIV/
AIDS. Darauf hat die Parlamentari-
sche Staatssekretärin im Bundesmi-
nisterium für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (BMZ) Ka-
rin Kortmann, anlässlich des Welt-
wassertages am 22. März und des
Internationalen Jahres der Sanitärver-
sorgung 2008 hingewiesen. 80 Pro-
zent aller Durchfallkrankheiten in Ent-
wicklungsländern werden durch
schlechte hygienische Verhältnisse
verursacht. „Obwohl dieses Problem
eines der wichtigsten Hindernisse für
soziale und wirtschaftliche Entwick-
lung ist, wird es immer noch zu häufig
unterschätzt.“ Kortmann betonte, dass

die sanitären Verhältnisse in vielen
Ländern noch immer einem Angriff auf
die Würde der Frauen und Mädchen
gleichkämen: „Wo Toiletten fehlen,
sind Frauen und Mädchen besonders
benachteiligt. In einigen Ländern ver-
lassen zehn Prozent der Mädchen die
Schule, wenn sie in das Menstrua-
tionsalter kommen, weil es in den
Schulen entweder keine oder keine
für Jungen und Mädchen getrennten
Toiletten gibt.“ Frauen und Mädchen
könnten sich oft erst in der Dunkelheit
hinter einem Busch oder am Straßen-
rand erleichtern und seien dann viel-
fach Übergriffen ausgesetzt. „Eine
bessere Sanitärversorgung bedeutet
ganz konkret mehr Schutz für Frauen
und einen großen Schritt zur sozialen
Entwicklung, weil sie zur mehr Chan-
cengleichheit von Arm und Reich,
aber auch von Frau und Mann bei-
trägt“, sagte Kortmann.

Quote gegen Frauen

� Die Behörden in Teheran haben
eine Geschlechterquote für zahl-
reiche Studiengänge an den irani-
schen Hochschulen eingeführt. Hin-
tergrund für diese Entscheidung sind
die stetig anwachsenden Studentin-
nenzahlen in den Fächern Medizin
sowie den Ingenieurs- und Humanwis-
senschaften. Letztlich soll so sicher-
gestellt werden, dass die Frauen nicht
den männlichen Kommilitonen die
Studienplätze wegnehmen. Die Ein-
führung der Quote wird daher als eine
neue Entrechtung der iranischen
Frauen gewertet. Künftig sollen je 30
Prozent der Studienplätze der ge-
nannten Fakultäten nach dem Ge-
schlecht der Bewerber vergeben wer-
den, der Rest nach der Befähigung
der Kandidaten. Bislang mussten die
Bewerber ein Zulassungsverfahren
überstehen, bei dem allein ihre fach-
lichen Kenntnisse eine Rolle spielten.

� „Es ist ein gutes Zeichen, dass
der Bericht deutlich angenommen
wurde. Antidiskriminierungspolitik
umfasst alle Kriterien aus Artikel 13
und muss auch Mehrfachdiskrimi-
nierungen endlich zur Kenntnis neh-
men. Antidiskriminierungspolitik ist
nur dann glaubwürdig, wenn sie nicht
selbst diskriminiert“, kommentierte
die SPD-Europaabgeordnete Lissy
Gröner die Abstimmung des Fort-
schrittsberichts zur Chancengleich-
heit und Nichtdiskriminierung in der
EU im Europaparlament am 20. Mai.
Der Bericht wurde mit einer Mehrheit
von 362 Stimmen quer durch alle
Fraktionen angenommen, gegen 262
Stimmen mehrheitlich von EVP und
den deutschen Liberalen. „Gerade die
deutschen Konservativen sind bei
ihrer Ablehnung geblieben und stellen
somit klar, dass sie die Werte und
Grundsätze der Union nur in Sonn-
tagsreden vertreten wollen. Sie wollen
keine echte Gleichbehandlung“, be-
tont die gleichstellungspolitische
Sprecherin der SPE im EU-Parla-
ment.
„Die Ablehnung dieser Politik von Sei-
ten der Wirtschaft kann nicht länger
geduldet werden. Moderne Unterneh-
men setzen in ihrem eigenen Interes-

se schon lange auf Antidiskriminie-
rungspolitik, weil Diskriminierung Geld
kostet. Diese Erkenntnis allerdings
hat sich bis zu den Unternehmensver-
bänden noch nicht durch gespro-
chen“, so Lissy Gröner. Für sie ist
klar: Mit dem Abstimmungsergebnis
wurde deutlich, dass Menschenrech-
te in Europa unteilbar sind und es im
Europäischen Parlament keine Mehr-
heiten für Diskriminierung und Hierar-
chisierung von Diskriminierung gibt.
Die EU-Kommission habe jetzt einen
klaren Arbeitsauftrag für eine umfas-
sende Antidiskriminierungsrichtlinie,
so Gröner.
Hintergrund ist, dass die Kommission
voraussichtlich im Juni einen Vor-
schlag für eine neue Antidiskriminie-
rungsrichtlinie vorlegen wird. Diese
soll jedoch nicht alle Arten der Dis-
kriminierungen aus Artikel 13 des
Amsterdamer Vertrags umfassen,
sondern nur die Diskriminierung von
Menschen mit Behinderungen be-
kämpfen. In einem offenen Brief hat
die Europaabgeordnete Lissy Gröner
gemeinsam mit der fraktionsübergrei-
fenden Arbeitsgruppe für Gay and
Lesbian Rights die Mitglieder des
Bundestages, die Sozialpartner und
Vertreter der Zivilgesellschaft aufgefor-

Hierarchie beim Kampf gegen Diskriminierung?
dert, sich für eine Aufnahme aller Dis-
kriminierungsgründe in die neue EU-
Richtlinie einzusetzen.
Bei seinem Amtsantritt im Jahr 2004
hatte der Präsident der Europäischen
Kommission angekündigt, eine hori-
zontale Richtlinie zur Bekämpfung
aller Arten der Diskriminierung auf den
Weg zu bringen. Mit dieser Ansage
stimmte das Europäische Parlament
der Wahl Barrosos als Kommissions-
präsident zu. „Die Kommission bricht
ihr Versprechen, wenn sie jetzt neben
dem Diskriminierungsgrund Rassis-
mus eine Abstufung zu Behinderung
und den restlichen Artikel 13 Kriterien
vorschlägt. Dies ist vollkommen inak-
zeptabel“, kritisiert Lissy Gröner die
Pläne, die nach Widerständen aus
Wirtschaftsverbänden entstanden wa-
ren. „Die neue horizontale Antidiskri-
minierungsrichtlinie muss unbedingt
alle Diskriminierungen aus Gründen
des Geschlechts, der Rasse, der eth-
nischen Herkunft, der Religion oder
der Weltanschauung, einer Behinde-
rung, des Alters oder der sexuellen
Ausrichtung umfassen und darf nicht
erneut diskriminieren“, fordert sie die
Kommission auf, ihre ursprüngliche
Planung einer umfassenden Gesetz-
gebung beizubehalten.

Angriff auf die Würde der Frau
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� Die Fußball-Weltmeisterinnen ver-
dienen lange nicht so viel wie ihre
männlichen Kollegen. Tatsächlich lie-
gen die Prämien für die Europameis-
terschaft 2008 um ein Vielfaches
höher als die zur Frauen-WM 2007.
Bis zu 250.000 Euro bekommt jeder
Nationalspieler für den Titel, fünfmal
soviel wie die Weltmeister-Frauen für
ihren. Das stellt der Deutsche Frau-
enrat (DF) in Auswertung einer An-
frage der Europabgeordneten Hiltrud
Breyer (Bündnis 90/Die Grünen) fest.
„Diskriminierung aufgrund des Ge-
schlechts findet auch im Leistungs-
sport statt“, so Breyers Fazit, die wis-
sen wollte, was die EU gegen solche
Diskriminierung zu tun gedenke.
Sportliche Aktivitäten unterlägen zwar
grundsätzlich dem EU-Recht, aber
die EU könne nicht „in die individuelle
Vertragsgestaltung von SportlerInnen
eingreifen“, heißt es in der Antwort.
Das sei ein „Offenbarungseid“, so
Breyer. „Es ist unverständlich, warum
die EU-Kommission auf der einen
Seite klarstellt, dass Sport unter EU-
Recht fällt, andererseits die Diskri-
minierung bei den Gehältern im Sport
nicht klar ächten will.“
Der Kommission sei bekannt, dass
weibliche und männliche Profisportler
oft sehr unterschiedliche Gehälter
beziehen“, so die Kommission in ihrer
Antwort. „Dieser Umstand ist Teil des
so genannten ‚gender pay gap‘, näm-

lich des geschlechtsspezifischen
Einkommensunterschieds, der in der
EU etwa 15 Prozent beträgt. Die Kom-
mission hat dazu in ihrem ‚Fahrplan
für die Gleichstellung von Frauen und
Männern 2006-2010‘ ausgeführt, dass
die Ursachen dieses sich hartnäckig
haltenden Zustands direkte Diskri-
minierung und strukturelle Ungleich-
heiten sind“, heißt es wörtlich. Im Be-
reich des Sports setze sich die Un-
gleichbehandlung von Frauen und
Männern auch im Bereich des Spon-
soring, der Unterstützung durch Sti-
pendien, der Teilnahmeanfragen und
den Leitungspositionen in Sportorga-
nisationen fort. „In diesem Zusam-
menhang ist erwähnenswert, dass
die Turnierleitung für die Tennis-Tur-
niere in Wimbledon im Jahr 2007 erst-
mals angekündigt hat, dass es glei-
che Preisgelder an Frauen und Män-
ner zahlen werde“, so die Information.
Allerdings verfüge die Kommission
nicht über Zahlen zum Ausmaß der
Lohnungleichheit im Sport. Dazu
existiere lediglich der statistische
Überblick, den der Structure of Ear-
nings Survey verschaffe, der jedoch
keine exakten Angaben zur Eingrup-
pierung der Berufe enthalte. „Im
‚Weißbuch Sport‘ hat die Kommis-
sion festgestellt, dass sportliche
Aktivitäten grundsätzlich dem EU-
Recht unterliegen. Dies wird im Hin-
blick auf Wettbewerbs- und Binnen-

marktvorschriften erörtert, die für den
Sport insofern gelten, als er eine wirt-
schaftliche Tätigkeit darstellen kann.
Außerdem wird klargestellt, dass die
Bestimmungen zur Gleichstellung
von Frauen und Männern bei der
Beschäftigung gelten“, führt die
Kommission en detail aus. „Im Ein-
zelnen bestehen jedoch viele recht-
liche Unklarheiten hinsichtlich der
Qualifizierung der Arbeitsverträge, Ge-
hälter Preisgelder, etc. Der Gerichts-
hof der Europäischen Gemeinschaf-
ten hat bisher noch nicht zu einer
Frage der ungleichen Gehälter, Preis-
gelder, etc von Frauen und Männern
im Bereich des Sports Stellung ge-
nommen.“ So gesehen könne die EU-
Kommission nicht in die individuelle
Vertragsgestaltung von Sportlerinnen
und Sportlern eingreifen. „Im Bereich
Gleichberechtigung zwischen Frauen
und Männern überprüft die Kommis-
sion in erster Linie die Umsetzung der
EU-Richtlinien in nationales Recht.
Soweit die Richtlinien von den Mit-
gliedstaaten korrekt umgesetzt wor-
den sind, bleibt es im Prinzip dem
Einzelnen überlassen, den im natio-
nalen Recht vorgesehenen Rechts-
weg zu beschreiten und eventuelle
Verstöße vor den nationalen Gerich-
ten anzufechten.“ Bleibt zu hoffen,
dass sich Spitzensportlerinnen fin-
den, die vielleicht sogar unterstützt
von ihren Vereinen vor Gericht ziehen.

Sportliche Leistung wird unterschiedlich honoriert
EU-Kommission kann vorerst nichts tun

� Für die Gleichbehandlung in der
EU auch außerhalb des Arbeitsmark-
tes setzt sich der Deutsche Frauenrat
(DF) gemeinsam mit anderen Nichtre-
gierungsorganisationen ein. In einem
Brief hat er jetzt den Präsidenten der
EU-Kommission José Manuel Barro-
so aufgefordert, an seiner geplanten
Ausweitung der Antisdiskriminie-
rungsrichtlinie festzuhalten. Einer der
größten Gegner dieser Ausweitung
ist Deutschland. Obwohl das deut-
sche Allgemeine Gleichbehandlungs-
gesetz (AGG) bereits die von der EU
geplanten Ergänzungen beinhaltet,
blockiert die deutsche Regierung die

EU-Pläne zu einer umfassenderen
Gleichstellung in ganz Europa (siehe
auch den Beitrag auf Seite 24).
In der EU-Ergänzung soll der Tat-
bestand der Diskriminierung aufgrund
des Alters, der Behinderung, der
Religion, der Weltanschauung, der
ethnischen Herkunft und der sexuel-
len Ausrichtung auch außerhalb des
Arbeitslebens gelten. Das gilt zwar
auch im deutschen Recht, aber der-
zeit gibt es noch eine Fülle von Aus-
nahmen in diesem Bereich. Würde
die EU nun diese Ergänzungen zu gel-
tendem Recht machen, müsste auch
die Bundesregierung das von der

Union ungeliebte AGG nachbessern
und die Ausnahmen aufheben.
Am 20. Mai hatte sich das Europäi-
sche Parlament mit Mehrheit dafür
ausgesprochen, die Richtlinie in Gän-
ze zu erweitern. Anfang Juli will die
Kommission nun ihr Ergebnis öffent-
lich machen. Zahlreiche Proteste
haben den bisher favorisierten Termin
am 11. Juni verzögert.

Internet-Infos: www.europarl.
europa.eu, www.frauenrat.de,
www.eu-anti-diskriminierung.de

Initiative für umfassenden Diskriminierungsschutz
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KDFB Berlin lädt ein
� Der Vorstand des Katholischen
Deutschen Frauenbundes (KDFB)
Berlin lädt am Mittwoch, dem 9. Juli,
zum diesjährigen Bundesfest ins
Helene-Weber-Haus, Wundtstraße
40-44 in 14057 Berlin-Charlottenburg,
ein. Beginn ist um 18 Uhr mit der Hei-
ligen Messe, die Domprobst Dr. Ste-
fan Dybowski liest. Um 19 Uhr schließt
sich der Festvortrag „Die Zukunft der
Kirche ist weiblich – Gedanken zu
Entwicklungen in der evangelischen
Kirche“ von Pröpstin Friederike von
Kirchbach an. Das Bundesfest klingt
mit einem Imbiss aus. Anmeldungen
unter 321 50 21 sind erbeten.
Mehr Infos zu den KDFB-Veran-
staltungen sind unter www.kdfb-
berlin.de zu finden.

LFR-Vorstandswahl in
Sachsen-Anhalt

� Ende März hat der Landesfrau-
enrat Sachsen-Anhalt e. V., Dachver-
band von 34 überregional aktiven
Frauenverbänden und -vereinen, einen
neuen Vorstand gewählt. Dabei wur-
de die bisherige Vorsitzende Ute Fi-
scher (Arbeitsgemeinschaft Sozialde-
mokratischer Frauen) sowie die Stell-
vertretende Vorsitzende Heidemarie
Werner (Deutscher Beamtenbund) in
ihren Ämtern bestätigt. Zur neuen
Schatzmeisterin wurde die Vertreterin
des Arbeitskreises Magdeburger Un-
ternehmerinnen, Staatssekretärin a.
D. Carmen Niebergall, ebenso ge-
wählt wie sechs Beisitzerinnen.
Neben einer politischen Rede des
Innenministers Hövelmann und zahl-
reichen inhaltlichen Anträgen standen
Diskussionen zu drohenden Finanz-
kürzungen im Mittelpunkt der Ver-
sammlung. „Unsere Verbände brau-
chen Planungssicherheit“, erklärte
dazu die LFR-Vorsitzende. „Das Land
kann nicht 120prozentigen Einsatz
verlangen und nur 90 Prozent des
ausgehandelten Geldes zahlen. So
werden in das ohnehin schon dünner
gewordene Netz der Antigewaltarbeit
immer größere Löcher gerissen“. Bei
der Versammlung signalisierte die
Landesbeauftragte für Frauen und
Gleichstellungspolitik zumindest bei
den Interventionsstellen, Frauenhäu-
sern und Frauenzentren eine 100pro-
zentige Mittelfreigabe.

� In festlicher Stimmung fanden sich
am 21. April im Goldenen Saal des
Rathauses Schöneberg ungefähr 95
EWMD-Mitgliedsfrauen und Gäste
ein, um das 20-jährige Bestehen des
EWMD in Berlin (und später Berlin-
Brandenburg) zu feiern. Unter den
Anwesenden waren die SPD-Bundes-
tagsabgeordnete Mechthild Rawert
und die Bürgermeisterin und Justizse-
natorin a.D. Karin Schubert.
Nach fröhlich-leichter Musik, die das
Duo Muzet-Royal beim Hereinkom-
men zu Gehör brachte, und der Be-
grüßung durch Vorstandssprecherin
Linda Granat-Flügge überbrachte Kris
Hauf herzliche Grüße und Glück-
wünsche vom Deutschland-Vorstand.
Fazit ihrer kurzen Ansprache, in der
sie sich auch an ihre eigenen ersten
Erfahrungen im EWMD erinnerte, war
ein kraftvolles „Weiter so!“. Danach
gab es einen kurzen Abriss der Ge-
schichte des Berliner EWMD, den Gi-
sela Brokamp (von Anfang an dabei
und seit vielen Jahren im Vorstand
aktiv), Linda Granat-Flügge und Anke
Domscheit in die Kapitel „gestern -
heute - morgen“ aufteilten. Sie berich-
teten mit viel Humor und Leidenschaft
über die ersten Jahre des EWMD in
Berlin-Brandenburg, über Aktionen
und Projekte und auch sehr persönli-
che Erlebnisse, in denen sie das
EWMD-Netzwerk als hilfreich für ihre
berufliche Weiterentwicklung erlebt
hatten.
Der Festvortrag von Bascha Mika, Ho-
norarprofessorin an der Universität der
Künste und Chefredakteurin der Ta-
geszeitung taz, war das Highlight des

Abends. Frau Mika sprach über Frau-
Sein heute, über die Stolpersteine, die
sich frau in ihrer Karriere gerne selbst
in den Weg legt, und über den Mut
und die Leidenschaft, die von Nöten
sind, wenn frau im beruflichen und
familiären Alltag erfolgreich und zu-
gleich glücklich sein will. Als Frau Mi-
kas Stimme wegen der trockenen Luft
zu versagen drohte und auch das
bereitgestellte Wasser nicht zu helfen
schien, wurden schnell Halsbonbons
nach vorne gereicht, damit nur ja je-
des Wort ihres witzigen, erhellenden
und motivierenden Vortrages gespro-
chen und gehört werden konnte.
Während der anschließenden musi-
kalischen Einlage der beiden jungen
Frauen von Muzet-Royal hallte noch
so manches davon im Innern nach.
Und dann war es endlich soweit: Die
Festtagstorte wurde angeschnitten
und Linda Granat eröffnete das Buffet.
Dieses war vom Café Seidenfaden
zubereitet worden (ein Verein zur Hilfe
suchtmittelabhängiger Frauen) und
bot lukullische Köstlichkeiten, die toll
aussahen, super schmeckten und
auch noch richtig gesund waren.
Bei Speis und Trank ist gut Netzwer-
ken - diese Gelegenheit nutzten die
Anwesenden auch gern bis gegen
22.30 Uhr. Es wurde erzählt und ge-
lacht, neue Kontakte wurden ge-
knüpft, manch alter wieder aufge-
frischt. Und nach einem langen wun-
dervollen Abend sehen wir nun ge-
spannt und tatenfroh den nächsten
20 Jahren EWMD in Berlin-Branden-
burg entgegen.

Linda Granat

20 Jahre EWMD – 20 Jahre Leidenschaft

� Anlässlich des diesjährigen Inter-
nationalen Kongresses „Get fit for In-
ternational Business and Professio-
nal Women“ in Mexiko beschäftigt
sich die AG International des BPW
derzeit mit der Frage, was es eigent-
lich bedeutet, Mitglied in einem der
weltweit größten und einflussreichs-
ten Frauennetzwerke zu sein. Dazu
wird jetzt ein Quiz vorbereitet, bei sich
am Samstag, dem 20. September
2008, die BPW-Aktiven ab 15 Uhr in
ihrem Verbandswissen messen. Die
Themen der einzelnen Runden sind

BPW bereitet Verbandsquiz vor

die Geschichte und Kultur des BPW,
die Gremien und Einflussmöglich-
keiten auf UN- und EU-Ebene sowie
internationales Netzwerken und inter-
kulturelle Skills. In Kurzvorträgen
werden die richtigen Antworten erläu-
tert. Die Siegerin kann 2009 kostenfrei
an einem IDP Leadership Training in
Berlin teilnehmen.

Infos und Anmeldung per Email
an international@bpw-berlin.de
sowie auf www.bpw-berlin.de im
Internet.
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� Der Deutsche Staatsbürgerinnen-
Verband hat im Frauenmonat März
die Schriftstellerin Angelika Schrobs-
dorff als „Frau des Jahres 2007“ aus-
gezeichnet. Bei der Festveranstal-
tung im Abgeordnetenhaus über-
brachte die LFR-Vorsitzende Juliane
von Friesen die Gratulation des Lan-
desFrauenRates Berlin. „Wir ehren
Frau Angelika Schrobsdorff für ihr
schriftstellerisches Gesamtwerk, in
dem sie den Zeitgeist verschiedener
Abschnitte der jüngeren Geschichte
lebensnah gradlinig darstellt und uns
damit und dies besonders mit ihrem
Buch ‚Du bist nicht so wie andere
Mütter‘ zeitgeschichtliche Dokumen-
tationen und eine tiefgreifende, berüh-
rende Beschreibung ihrer Familienge-
schichte und ihres persönlichen Le-
bensweges präsentiert“, betont der
Staatsbürgerinnen-Verband.
Angelika Schrobsdorff wurde 1927 in
Freiburg im Breisgau geboren. Ihre
Mutter war eine assimilierte Jüdin, der

Vater entstammte dem Berliner Groß-
bürgertum. Sie wuchs in Berlin auf
und flüchtete mit ihrer Mutter und ihren
Geschwistern 1938 nach Bulgarien,
wo sie bis zum Ende des Krieges
blieb. Ihre Großeltern wurden in The-
resienstadt ermordet. Nach dem
Krieg ging sie nach München und ver-
öffentlichte 1961 ihren ersten Roman,
„Die Herren“, der wegen seiner Frei-
zügigkeit für Aufruhr sorgte. Ab Be-
ginn der 1970er-Jahre lebte sie mit
ihrem dritten Ehemann Claude Lanz-
mann in Paris, bevor sie 1983 nach
Jerusalem übersiedelte.
Angelika Schrobsdorff hat zahlreiche
Romane veröffentlicht, darunter ihren
größten Erfolg „Du bist nicht so wie
andere Mütter“. In ihren zumeist auto-
biographischen Büchern gibt Schrobs-
dorff tiefe Einblicke in ihr Leben und
die Lage im Heiligen Land. Es sind
Notizen aus einem zerrissenen Land
und aus einem zerrissenen Leben.
Sie lebt heute wieder in Berlin.

Kostenübernahme
für HPV-Impfung

� Nach einem Urteil des Verwal-
tungsgerichts Saarlouis ist die strikte
Altersgrenze von 17 Jahren für die
Gewährung von Beihilfen zur HPV-
Schutzimpfung (Gebärmutterhals-
krebs) nicht ohne Übergangsregelung
rechtens. Darauf hat die dbb-Frauen-
vertretung aufmerksam gemacht. Im
konkreten Fall war einem Kläger die
Beihilfe für die Impfung seiner 18-jäh-
rigen Tochter von der zentralen Beihil-
festelle verweigert worden. Zwar ge-
standen die Richter dem Dienstherrn
grundsätzlich die Festlegung einer
Altersgrenze für die Durchführung der
Impfung zu. Allerdings habe die Bei-
hilfestelle nicht berücksichtigt, dass
es sich um eine neue Impfmethode
handelt. So hätte es zumindest eine
Übergangsregelung geben müssen,
damit sich die über 17-Jährigen auf
die neue Situation einstellen können.
Da es eine solche nicht gab, mussten
im verhandelten Fall die entsprechen-
den Aufwendungen von der Beihilfe-
stelle übernommen werden.
Zum Hintergrund: In Deutschland er-
kranken jährlich etwa 6.500 Frauen
an Gebärmutterhalskrebs, der zum
Teil von Humanen Papillomviren
(HPV) verursacht wird. Seit 2007 sind
hierzulande Impfstoffe gegen HPV zu-
gelassen, die Ständige Impfkommis-
sion (STIKO), empfiehlt, dass sich
zwölf- bis 17-jährige Mädchen gegen
HPV impfen lassen sollen. Eine Imp-
fung kann nur dann erfolgen, wenn
noch keine Infektion vorliegt, die unter
anderem durch sexuelle Kontakte
erfolgen kann. Deshalb hat sich die
STIKO zu der Altersbeschränkung
entschlossen - mit Folgen für die
Frauen: Die privaten und gesetzlichen
Krankenkassen und auch die Beihilfe
ersetzen in der Regel nur Kosten für
Impfungen, die von der Impfkommis-
sion empfohlen werden. Für Patien-
tinnen bis zum Alter von 26 Jahren
übernehmen bislang nur fünf gesetzli-
che Krankenkassen die Kosten.
Infos zur HPV-Impfung beim Fe-
ministischen Frauengesundheits-
zentrum unter www.ffgz.de im
Internet.

Angelika Schrobsdorff geehrt

Durchwahl zum LFR
030/785 70 10

� „Markenzeichen des Bayerischen
Landesfrauenausschusses war von
jeher seine Unabhängigkeit. Der Aus-
schuss bündelt Fraueninteressen und
setzt sich mit vereinten Kräften für die
Verbesserung der Situation von Frau-
en ein. Selbst bei umstrittenen und
kontrovers diskutierten Themen ha-
ben Sie stets den gemeinsamen
Nenner gefunden.“ Mit diesen Worten
gratulierte Bayerns Frauenministerin
Christa Stewens (CSU), die zugleich
Frauenbeauftragte der Bayerischen
Staatsregierung ist, dem Bayerischen
Landesfrauenausschuss (BayLFA),
am 15. April in München zum 35. Ge-
burtstag des Dachverbandes. „Die
‚Nagelprobe’ dieses Gremiums waren
die Empfehlungen zum § 218 StGB,
die letztlich einvernehmlich beschlos-
sen wurden und auch in das Bayeri-
sche Beratungsgesetz eingegangen
sind“, so Stewens.
Bei dem Festakt in Schloss Nym-
phenburg standen die Entwicklung
der Frauenrechtsbewegung und die
Meilensteine auf dem Weg zur Gleich-
berechtigung im Mittelpunkt: „Für
junge Frauengenerationen ist heute
kaum mehr vorstellbar, dass Frauen

 35 Jahre Bayerischer Landesfrauenausschuss

ohne Einverständnis ihres Mannes
nicht erwerbstätig sein konnten. Mit
unseren Partnerschaftsvorstellungen
ist diese Rolle als Bittstellerin nicht
mehr vereinbar. Dabei wurde diese
Regelung erst 1977 zu Fall gebracht“,
so der BauLFA in der Rückschau.
„Frauen haben heute sogar einen Bil-
dungsvorsprung gegenüber Männern.
Gleichwohl ist die Forderung ‚Gleicher
Lohn für gleiche Arbeit’ uneingelöst“,
betonen die Aktiven. „Der demogra-
fische Wandel führt dazu, dass gut
ausgebildete Mitarbeiter bereits ab
2010 Mangelware sein werden. Die
Wirtschaft muss ihren Beitrag leisten,
Arbeitsplätze beispielsweise familien-
freundlicher zu gestalten. Unsere Ge-
sellschaft braucht die Frauen“, so das
Fazit. „Frauenpolitik hat daher nichts
an Aktualität eingebüßt“, waren sich
Frauenministerin Stewens und die
Europaabgeordnete Doris Pack einig,
die eine Bilanz bedeutsamer Entwick-
lungen in der europäischen Gesetzge-
bung und Rechtsprechung zog. Wei-
tere Rednerin war die Berliner Rechts-
anwältin und Autorin Seyran Ates.
Infos unter www.stmas.bayern.de
/frauen/ausschuss im Internet.
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Online-Hilfe für Opfer
häuslicher Gewalt

� Mit Hilfe der neuen Website
www.gewaltschutz.info können sich
Opfer häuslicher Gewalt frühzeitig und
anonym informieren, ihre Beziehung
analysieren und eine Trennung vorbe-
reiten (Sicherheitsplan, Notfalltasche)
sowie Anträge zum Gewaltschutzge-
setz herunter laden und die bei einer
Trennung nötigen Ämtergänge verste-
hen lernen. In sieben Sprachen ist
jede Seite mit einem einzigen Klick
übersetzt (engl., türk., franz., span.
serb., russ., poln.). Das erleichtert die
Beratung von Ausländerinnen, welche
sich über diese Online-Hilfe jetzt auch
selbstständig informieren können.
Barrierefrei programmiert ist die Site,
um auch Menschen mit Behinderun-
gen den Zugang zu erleichtern. Sie
sind wegen ihrer abhängigen Lage
besonders gefährdet, Opfer häusli-
cher Gewalt zu werden.
Autorin und Produzentin Cristina Pe-
rincioli (Spielfilm „Die Macht der Män-
ner ist die Geduld der Frauen“) ent-
wickelte die Website in Kooperation
mit dem BiG e.V. Berlin.

Hilfe bei Vergewaltigung
� Das Bundesfrauenministerium hat
einen Flyer erstellt, der Bezugsperso-
nen von vergewaltigten Mädchen und
Frauen über mögliche Reaktionen der
Frau nach der Tat informiert und über
Unterstützungsmöglichkeiten auf-
klärt. Der Flyer ist in sechs Sprachen
erhältlich und soll bei Beratungsein-
richtungen, Ämtern, Behörden und
den Gleichstellungsbeauftragten ver-
teilt werden. Die Bestellung ist unter
www.bmfsfj.de möglich.

� Zur Frauenpolitischen Fachtagung
„Gender Mainstreaming – Umsetzung
in Bund und Ländern“ lädt am 23. Juni
die dbb bundesfrauenvertretung in der
Zeit von 10 bis 16 Uhr ins dbb forum
berlin ein. Die Fachtagung soll dazu
dienen, den derzeitigen Stand der
Umsetzung des GM-Prinzips auf Bun-
des- und Länderebene auszuloten.
Mit der auf dem Gewerkschaftstag
2008 in Berlin vom dbb beschlosse-
nen Satzungsänderung hat sich auch
der dbb verpflichtet, dieses Prinzip als
Leitmotiv seiner Handlungsweise zu
betrachten. Den Auftakt macht am
Vormittag eine ausgewiesene Exper-
tin für Gleichstellung: Eva-Maria Wels-
kop-Deffaa leitet die Abteilung Gleich-
stellung des Bundesministeriums für
Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend. Es werden sich zwei Fachrefe-
rate von ausgewiesenen Expertinnen
anschließen: Sandra Lewalter ist Re-
ferentin am GenderKompetenzZen-
trum und doziert über das Thema
„Gleichstellung“ an der Humboldt-Uni-
versität Berlin, Dr. Karin Tondorf ist
Expertin auf dem Gebiet der Gleich-
stellung und der leistungsabhängigen
Entgeltdifferenzierung. Bei einer Po-

diumsdiskussion wird es nachmittags
unter dem Titel „Der öffentliche Dienst
und seine privatisierten Bereiche:
Rollen und Chancen – gleich –
ungleich – gerecht“ um Erfahrungen
und Erwartungen gehen. An der Dis-
kussion wird Isolde Hofmann, Leiterin
des Leitungsstabes und Landesbe-
auftragte für Gleichstellung und Frau-
enpolitik des Ministeriums für Ge-
sundheit und Soziales des Landes
Sachsen-Anhalt teilnehmen. Sie dis-
kutiert mit der Landessozialpfarrerin
Sigrid Reihs vom Kirchlichen Dienst
in der Arbeitswelt und Andrea Reinke,
die eine Kindertagesstätte in Augs-
burg leitet. Der Debatte stellen wird
sich auch René Pfister, Journalist
beim „Spiegel“. Die Podiumsdiskus-
sion moderiert der Journalist Andreas
Ulrich vom rbb.
Die dbb bundesfrauenvertretung lädt
zu der Fachtagung die dbb Mitglieder
aus den Landesbünden, den Bundes-
beamtengewerkschaften und den
Fachgewerkschaften ein. Anmeldun-
gen sind unter Angabe der Mitglieds-
gewerkschaft bei der dbb bundesfrau-
envertretung per E-Mail an frauen@
dbb.de möglich.

GM-Fachtagung der dbb frauenvertretung

Aktuelle Termine auf www.lfr-berlin.de

� Je schlechter die wirtschaftliche
Lage in einem Bundesland ist, desto
früher bekommen die Frauen Kinder.
Zu dieser Erkenntnis gelangte das
Bremer Institut für Arbeit und Jugend
(BIAJ), das die Statistiken zum neu-
en Elterngeld ausgewertet hat. Das
Phänomen ist sonst nur aus Entwick-
lungsländern bekannt, gilt aber relativ
eindeutig auch für die deutschen Bun-
desländern: Im wohlhabenden Baden-
Württemberg waren 14,5 Prozent der
Frauen, die 2007 Elterngeld bean-

Junge Mütter in armen Bundesländern

tragten, unter 25 Jahren alt, in Bayern
waren es 15 Prozent. Im ärmeren
Saarland entfielen jedoch knapp 21
Prozent, in Bremen gar 23,3 Prozent
auf diese Altersgruppe. Auch die Höhe
des ausgezahlten Elterngeldes hängt
damit zusammen: In Bayern erhielt
gut ein Viertel der Mütter den Min-
destbetrag von 300 Euro im Monat,
in Bremen waren es hingegen 42,5
Prozent. Offenbar hatten viele Bremer
Mütter zuvor keine Einkünfte aus
einer Erwerbstätigkeit.

Podiumsdiskussion... am 24. Juni
um 19.30 Uhr zum Thema „Welche
Zukunft hat der Feminismus?“ im
Instituto Cervantes, Rosenstraße
18-19, 10178 Berlin, unter anderem
mit der Präsidentin des Instituto de
la Mujer aus Madrid, Rosa Ma Pe-
ris Cervera, und djb-Präsidentin
Jutta Wagner.

Sommerkonzert... des Konzertchors
Friedenau des Nachbarschaftsheims
Schöneberg am 5. Juli mit Werken
von Johannes Brahms im Rathaus
Schöneberg. Konzertbeginn um
19.30 Uhr, Kassenöffnung um 18.30
Uhr. Karten 9 Euro, ermäßigt 7 Euro.
Für Kinder bis 12 Jahre ist der Ein-
tritt frei.


